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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurkt, Belikſch- Bikkerfeld,
Wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Rreiſe.

Kriſe und Angeſtellte.
Die Wirtſchaftskriſe, die mit ſo elementarer Wucht eingeſetzt

hat, wirft nicht nur die Arbeiter, ſondern auch die Ange-
ſtellten aufs Pflaſter. Die Zahl der Stellenloſen unter
ihnen ſchwillt von Monat zu Monat. Die Ziffern, die das
Reichsarbeitsblats in ſeiner Nr. 7 über den Umfang der Be-
ſchäftigungsloſigkeit im zweiten Vierteljahre 1913 mitteilt, ſind
erſchreckend hoch. Die Ermittlungen konnten ſich nur natur-
gemäß auf die organiſierten Angeſtellten beziehen, deren Ver
bände ſich verpflichtet haben, dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen
Amte ſtändig über ihre Stellenvermittlung und ihre Stellen-
loſenunterſtützung zu berichten. Es iſt anzunehmen, daß die
Arbeitsloſigkeit unter den nichtorganiſierten Handlungs-
gehilfen, Technikern und Bureauangeſtellten zum mindeſten
ebenſo groß, wahrſcheinlich noch größer iſt: fehlt dieſen Kreiſen
doch der Vorteil der kollegialen Stellenvermittlung.

Für die Statiſtik der Stellenlofigkeit auf Grund der Unter
ſtützungseinrichtungen im zweiten Vierteljahr 1913
haben 9 kaufmänniſche, 2 Bureaubeamten- und 7 Techniker-
verbände Bericht erſtattet, die zuſammen 624681 Mitglieder
umfaßten; 421 794 (gleich 67,5 Proz.) davon waren unter-
ſtützungsberechtigt. Von ihnen meldeten ſich im Laufe des
Vierteljahrs nicht weniger als 4560 ſtellenlos, das macht
1,1 Proz. Jm gleichen Vierteljahr des Vorjahres wurden nur
2804 Stellenloſe gezählt, oder 0,8 Proz. der damals Bezugs-
berechtigten der Verſicherung. Ebenſo wie die Zahl der ſtellen
loſen Mitglieder ſtieg auch die Zahl der Tage, an denen die
Unterſtützungen zu zahlen waren. Die Geſamtzahl der Ar-
beitsloſentage (einſchließlich der Wartezeit vor Eintritt in den
Genuß der Unterſtützung) wuchs von 99 903 im zweiten Viertel-
jahr 1912 auf 157 643 im zweiten Vierteljahr 1913, die Zahl der
Tage, an denen wirklich Unterſtützung gezahlt wurde, ſchwoll
von 79 966 auf 142 847.

Die Zählung der Stellenloſen, die nicht von den Unter
ſtützungseinrichtungen ausging, ſondern von der Stellen-
vermittlung ergab noch viel traurigere Einblicke in den
Umfang der Stellenloſigkeit. Wenn hier die Zahlen andere
ſein können als bei der Stellenloſenunterſtützung, ſo ergibt ſich
das daraus, daß die Vermittlungsſtellen auch jene Mitglieder
berückſichtigen, die nicht unterſtützungsberechtigt ſind. Bei
dieſer Statiſtik zeigte ſich, daß von je 100 Mitgliedern der Ver
bände im zweiten Vierteljahr 1913 durchſchnittlich 1,7 ſtellen-
los waren, während im zweiten Vierteljahr 1912 nur 1,3 Proz.
ſich als arbeitslos bei der Stellenvermittlung eintrugen. Wie
die Stellenloſigkeit ſeit 1912 gewachſen iſt, zeigt die folgende
Linie: Prozentſatz der Stellenloſen im erſten Vierteljahr 1912
1,3; im zweiten Vierteljahr 1912 1,3; im dritten Vierteljahr
1912 1,6; im vierten Vierteljahr 1912 1,4; im erſten Viertel-
jahr 1918 1,6; im zweiten Vierteljahr 19183 1,7 Proz.

Die wachſende Beſchäftigungsloſigkeit trifft aber nicht nur
diejenigen, die durch ſie direkt brotlos gemacht werden. Auch
jene, die in ihrer Stellung bleiben oder denen es gelingt, nach
einer Zeit der Arbeitsloſigkeit wieder irgendwo unterzukom-
men, ſpüren die Wirkungen der Kriſe: Das ſteigende Angebot
von Kräften drückt naturgemäß auf die Gehälter. Die Stati-
ſtiken der einzelnen Organiſationen haben ja längſt den Wahn
zerſtört, als wären die Angeſtellten auf Roſen gebettet; ihre
Bezüge ſtehen für weite Schichten, auch älterer, verheirateter
Handlungsgehilfen und Bureauangeſtellten, noch unter dem,
was ein Jnduſtriearbeiter zu verdienen pflegt, während die
Anſprüche, die an Kleidung und Auftreten der Angeſtellten
geſtellt werden, bedeutend höher ſind. Jeder Ausfall in dieſen
Bezügen muß naturgemäß aufs ſchwerſte empfunden werden.
Und dieſe Ausfälle haben ſich eingeſtellt und mehren ſich mit
dem wachſenden Angebot der Arbeitskräfte; wird den Beſchäf-
tigten nicht unmittelbar das Gehalt gekürzt, ſo werden doch
die Anſprüche an ihre Leiſtungen hinaufgeſchraubt, ihre Be-
handlung wird rückſichtsloſer, man verweigert ihnen Ver
gütungen und Zulagen, die man unter normalen Verhältniſſen
hätte gewähren müſſen. Wem's nicht paßt, der kann ja gehen;
draußen warten Bewerber genug. Und dieſe Bewerber ſind am
Ende mit noch bedeutend wenigerem. zufrieden als der „Ge
gangene“ erhielt; denn der Hunger iſt ein vortrefflicher Zu-
treiber.

Man ſtaunt, wenn man in Zeiten wie dieſen den Arbeits-
markt für Angeſtellte verfolgt: Welche Gehaltsangebote man
den Stellungsſuchenden zu machen wagt! Jn dem Jnſerat
einer Berliner Tageszeitung ſuchte vor kurzem ein Unter-
nehmer, der den Mut hatte, ſeinen vollen Namen zu zeichnen,
eine Bureaudame für monatlich 10 Mk. halbjährliche Steige-
rung war freundlichſt in Ausſicht geſtellt. Das iſt ein Veiſpiel
für viele, die vielleicht nicht alle gleich kraß, aber immer noch
ſchlimm genug ſind.

Dabei warten weitere Schichten der Angeſtellten noch beſon-
dere Freuden, die geeignet ſind, ihre Arbeitsloſigkeit zu ver
mehren, die Kriſenwirkungen zu verſchärfen und zu verewigen.
Die gewaltige Heeresvermehrung ſoll die Konkurrenz
aus den ehemaligen Offizieren und Unter-
offizieren ins Ungemeſſene ſteigern. Die Gefahr iſt um
ſo größer; als der Kriegsminiſter ſelbſt die Werbetrommel
bereits zu rühren begonnen hat für die Offiziere a. D., was
auf gewiſſe Kreiſe ſicher nicht ohne Eindruck geblieben iſt; und
Eindruck dürften auch die Enthülklungen des Krupp-
Prozeſſes gemacht haben, die ſo deutlich bekundeten, wie
manches der ehemalige „Kamerad“ im Verkehr mit den Ver
tretern militäriſcher Jnſtitutionen, die oft genug die wertvoll
ſten Kunden privater Unternehmungen ſind, voraus hat. Dieſe

Konkurrenz muß den Angeſtellten aber auch deshalb ſo gefähr-
lich ſein, weil die ehemaligen Militärs durch ihre Pen-
ſionen inſtand geſetzt ſind, ihre Arbeitskraft beſonders
billig anzubieten, und weil in ihnen Elemente der Ange-
ſtelltenſchicht zugeführt werden, die nur ſehr ſchwer für
n Vaftrise Organiſationen zu gewinnen
ind.

Gleichermaßen wie dieſe uniformierte wächſt die „eiſerne“
Konkurrenz die Konkurrenz der Maſchinen für
viele Tauſende von Angeſtellten. Auch wo durch Einführung
von Bureaumaſchinen Angeſtellte nicht gerade überflüſſig ge-
macht werden, wirken dieſe Maſchinen doch dahin, daß die Ar-
beit mechaniſiert, vereinfacht wird, daß ungeſchulte Kräfte
herangezogen werden können, daß ältere, vorgebildete Ange-
ſtellte verdrängt und durch ungeſchulte, jüngere Gehaltsdrücker
erſetzt werden.

Die Möglichkeit aber, ſich dieſer Konkurrenz zu entziehen
durch Einrichtung eines eigenen Betriebes, iſt für 90 Proz. und
noch mehr der Angeſtellten heute endgültig dahin. Ganz abge-
ſehen davon, daß die Zeiten wirtſchaftlicher Kriſe ja an ſich
ſo ungeeignet wie möglich ſind, um ein eigenes Geſchäft zu
eröffnen: Auch bei günſtiger Konjunktur iſt das Selbſtändig-
werden für die Maſſen ein Phantom. Von den rund andert-
halb bis zwei Millionen Angeſtellten, die heute gezählt werden,
dürften die wenigſten über jene Mittel verfügen, die nötig ſind,
um einen konkurrenzfähigen Betrieb zu eröffnen. Schon im
Detailhandel, der ja nur einige hunderttauſend Angeſtellte be-
ſchäftigt, bedarf die Errichtung eines modernen Geſchäfts heute
Summen, die ein Angeſtellter aus ſeinem Verdienſt ſicher-
lich nicht zuſammenſparen kann. Wieviel weniger aber kommt
die Eröffnung eigener Betriebe noch in jenen Jnduſtrien und
Handelsunternehmungen in Frage, in denen die große
Mehrzahl der Angeſtellten irgend eine Teilarbeit verrich-
tet in jenen Geſchäftszweigen, in denen der Großbetrieb
die Kleinbetriebe ſchon ſo gut wie völlig verdrängt hat.

Aus all dem ſollten die Angeſtellten endlich die Konſe-
quenz ziehen daß ſie Arbeiter find wie die Maſſen der
übrigen Arbeiter auch und im weſentlichen ganz die gleichen
Jntereſſen haben. Zweifellos haben die Angeſtellten ihre be-
ſonderen Bedürfniſſe und ihre beſonderen Wünſche an die Ge-
ſetzgebung zweifellos beſteht auch zwiſchen einem Teile von
ihnen und der Arbeiterſchaft ein gewiſſer, aus ihrer Tätigkeit
hervorſpringender Gegenſatz vor allen Dingen dort, wo An-
geſtellte geradezu als Aufſeher und Antreiber der Arbeiter
beſtellt ſind. Das kann es rechtfertigen, wenn die Angeſtellten
zur Vertretung ihrer Jntereſſen eigene Verbände ſchaffen.
Aber dieſe Verbände werden ebenſo wie die der klaſſenbewuß-
ten Arbeiterſchaft reine Arbeiterintereſſen wahr-
zunehmen haben, werden ebenſo wie die Organiſationen der
Arbeiter gewerkſchaftlichen Charakter zu tragen
haben, werden im Kampfe gegen das Kapital Hand in
Hand arbeiten müſſen mit den Gewerkſchaf-
ten der Jnduſtriearbeiter, werden die politiſche
Vertretung ihrer Jntereſſen einzig zu ſehen haben in der
Partei des Proletariats, in der Sozialdemokratie.

Gerade dieſe Tage der Kriſe ſollten das lehren. Wohl haben
die Regierung und die bürgerlichen Parteien in den letzten
Jahren und Monaten ſich mit verdächtigem Eifer um die An-
geſtellten bemüht: Man hat ihnen beſondere Verſicherungs-
geſetze geſchaffen, hat Geſetze behandelt oder verlangt und von
der Regierung auch zugebilligt bekommen über eine Einſchrän-
kung des Konkurrenzklauſelunfugs, über eine Neuregelung der
Sonntagsruhe, über einen beſſeren Schutz der Angeſtellten-
erfindungen, über eine Neuordnung der Rechtsverhältniſſe der
Bureauangeſtellten uſw. Aber immer blieb man auf halbem
Wege ſtehen; niemals machte man reinen Tiſch, ſorgte für
Einrichtungen, die allein das Jntereſſe der Angeſtellten im
Auge hatten. Und das, was man gewährte, paralyſierte man
noch zum Teil durch andere Geſetze, wie etwa die Bewilligung
der Militärforderungen mit ihrer drohenden Konkurrenz für
die Angeſtellten. Vor allem aber: All dieſe Palliativmittelchen
kleiner Verbeſſerungen der Rechtsverhältniſſe gewiſſer Ange
ſtelltenkreiſe können nicht über jene Bedrückungen und Be
drängniſſe hinweghelfen, die unſer heutiges Wirt-
ſchaftsſyſtem in ſo reichem Maße über die Angeſtellten
wie über alle Lohnarbeiter ausſchüttet. Weit aber weiſt es
jede bürgerliche Partei von ſich, irgendwie einzu
greifen in das freie Verfügungsrecht der Kapitalgewaltigen
bei der Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitskräften, in die
Regelloſigkeit der Produktion, die naturnotwendig immer
wieder zu einer Ueberſättigung des Marktes und damit zu den
Kriſen führt, in jene dynagſtiſch-militariſtiſche und imperiag-
liſtiſche Politik, die das Wettrüſten und die Kriege im Gefolge
hat, die notwendigerweiſe die Kriſen verſtärken und beſchleu-
nigen. Keine jener bürgerlichen Parteien tut etwas, um der
Ausbeutung der Arbeitskraft zum beſten des Profits grund-
ſätzlich zu ſteuern oder den Vorteil, den die Einführung von
Maſchinen für die Produktivität der Arbeit haben kann, den
Arbeitenden ſelbſt zugute kommen zu laſſen: Statt eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit, eine Erhöhung der Löhne, bringt des-
halb heute jede neue Erfindung den Arbeitern und die An
geſtellten gehören dazu nur eine Herabdrückung ihrer Stel-
lung, wenn nicht direkt die Arbeitsloſigkeit.
Beſeitigung der privat wirtſchaftlichen Kon-

kurren z, die zur Ausbeutung und zur Ueberproduktion und
zu den Kriſen führt, Beſeitigung des Privat-
beſitzes an den Produktionsmitteln, der es heute
dahin gebracht hat, daß vier Fünftel unſeres Volkes gezwungen
ſind, in anderer Lohn und Dienſt zu arbeiten, Ueber

führung dieſer Produktionsmittel in Ge-
meinbeſitz und ſozialiſtiſche Produktion, die
keine Arbeitsloſigkeit und keine Kriſen mehr kennt, die jeden
Fortſchritt der Technik ummünzt in Vorteile für die Allge-
meinheit, nicht aber bloß für eine kleine Schicht der Beſitzen-
den das iſt auch für die Angeſtellten das, worauf es
letzten Endes ankommt, was ihnen die Befreiung bringen
kann.

Wie die Beratung der einzelnen ſozialpolitiſchen Geſetze im
Parlament ſchon immer wieder gezeigt hat, daß die wahren
Jntereſſen der Angeſtellten nur von der Sozial-
demokratie wahrgenommen werden, ſo muß erſt recht das
letzte Ziel des politiſchen Machtkampfes, den die Sozialdemo-
kratie kämpft, die Angeſtellten zu Mitkämpfern machen. Ge
rade die Zeiten wirtſchaftlicher Depreſſion mit ihrer ſofortigen
Arbeitsloſigkeit im Gefolge ſind geeignet, die Angeſtellten dar
über aufzuklären, wie ſehr ihre Jntereſſen mit denen des ge-
ſamten Proletariats identiſch ſind, wie ſehr auch ſie daran
intereſſiert ſind, die heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu
beſeitigen und durch beſſere zu erſetzen.

Je mehr aber die Angeſtellten ſich zu dieſer Erkenntnis durch-
ringen, um ſo ſchneller wächſt die Möglichkeit, den
Sozialismus zu erobern. Angeſtellte und Arbeiter
geſchloſſen nebeneinander im Kampfe um die politiſche Macht

das gibt eine Phalanx, der nichts wider-
ſtehen kann.

Sankt Sedan.
Jn des Jahres Kreislauf ſind wir wieder einmal ſo weit

gekommen, daß das brüllende Hurra des Sedanfeſtes über die
Blachfelder ſchallt. Schulkinder ſchwenken ſchwarz-weiß-rote
Fähnchen, patriotiſche Oberlehrer kauen: „Welch eine Wen-
dung durch Gottes Fügung!“ zwiſchen den Zähnen und die
Begeiſterung erprobter Kriegervereinler ſchwimmt auf Bier-lachen daher.

Der berühmte belgiſche Romancier Camille Lemon-
nier, vor kurzem erſt verſtorben, hat unmittelbar nach dem
Schlachten das Feld von Sedann beſucht und hat auf Seiten
von einer erſchütternden Realiſtik die wahnwitzig grauenhaften
Eindrücke dieſes Tages feſtgehalten. Leichenhügel, zerfetzte
Menſchenleiber, herausgeronnenes Hirn, Blutbäche, Pferde-
kadaver im Dunſt der Verweſung, niedergebrannte Häuſer,
Entſetzen, wohin der Fuß trat, Entſetzen, wohin der Blick
fiel und heute, zum Gedächtnis an dieſe namenloſen
Greuel fidele Biermuſik, minder fidele Bierreden, ein Hurra
Hoch ums andere, und Sacklaufen und Stangenklettern, und
was ſonſt noch. Als militariſtiſche Kirchweih wird der blutig-
ſten Tage einer gefeiert, Sankt Sedan

Aber nicht nur aus Gründen der Menſchlichkeit, ſondern
auch der Politik kehren wir dieſem Treiben den Rücken zu.
Zwar läßt es ſich aus hiſtoriſcher Perſpektive recht wohl ver
ſtehen, daß Deutſchlands herrſchende Klaſſe ſich ſo benerg
an die Schlachttage von Anno 70 klammert, denn vor dieſem
Jahre ſtellte das deutſche Bürgertum, belächelt und verachtet,
unter den Nationen Europas die Gevatter Schneider und
Handſchuhmacher dar. Jn der kurz nach Sedan herausge-
gebenen Adreſſe des Generalrats der Jnternationalen ſpricht
Karl Marx von der deutſchen Mittelklaſſe, die „in ihren
Kämpfen für die bürgerliche Freiheit von 1848 bis 1870 ein
nie dageweſenes Schauſpiel von Unſchlüſſigkeit, Unfähigkeit
und Feigheit gegeben hat“ und die natürlich höchlichſt entzückt
geweſen ſei, „die europäiſche Bühne als brüllender Löwe des
deutſchen Patriotismus zu e und in eben derſelben
Löwenhaut fühlt ſich eben dieſelbe Maſſe bis auf unſere Tage
kannibaliſch wohl. Jm Grunde ein Geſchlecht von Zwergen,
das nicht im Feuer bürgerlicher Revolutionen zum Selbſt-bewußtſein geſtählt wurde und das ohne große hiſtoriſche Er

innerungen traditionslos dur die Weltgeſchichte ſchleichi, iſt
es, das ſich durch patriotiſche Siegesfeſte mit Muſik und Feuer
werk in die erhabenen Sphären einer eingebildeten Größe hin-
auftäuſcht. Das franzöſiſche Bürgertum feiert den Baſtillen-
ſturm, das deutſche Sankt Sedan es klafft ein Abgrund
zwiſchen dieſen beiden Tatſachen und dem, was dahinterſteht.

Nun redet ſich allerdings der landläufige Patriotismus da
mit heraus, daß der Tag von Sedan eben als Höhepunkt des
Krieges gefeiert werde, in dem mit Blut und Eiſen die deutſche
Einheit zuſammengeſchweißt wurde. Aber auch hier iſt für
die deutſche Arbeiterklaſſe des Jubelns kein Grund. Als 1870
Schlachtenlärm und Siegesrauſch die Hirne verdrehten, fand
ſich unter den wenigen kühlen Köpfen auch der demokratiſcheDichter Georg Herwegh. Der Fritf, chmerzlich bewegt, in
ſeiner Leier Saiten und ſang, Poet und Prophet in einem:

Das Blut von Wörth, das Blut von Spichern,
Von MarslaTour und Grabvelotte,
Einheit und Freiheit ſollt' es ſichern
Einheit und Freiheit? Großer Gott!
Ein Ambos unter einem Hammer,
Geeinigt wird Alt- Deutſchland ſtehn;
Dem Rauſche folgt ein Katzenjammer,
Daß euch die Augen übergehn.

Der Katzenjammer kam in der Tat hinter dem Rauſche drein
und noch heute tränen uns die Augen. Unmittelbar nach der
„Einheit und Freiheit“ Deutſchlands begann Biomarcks
ſinnloſes Wüten gegen die r katholiſchen Glau-
bens, ſeltſamerweiſe „Kulturkampf“ gelauft, und kein Jahr-
zehnt war ſeit dem Jubel von Sedan verſtrichen, da
Bismarck das geeinte Deutſchland in die eiſernen Maſchen
eines Ausnahmegeſetzes eingeſchnürt und ließ die mißliebigenVorkämpfer der eerteß in dem einigen Vater and von
Ort zu Ort, von Stadt zu Stadt hetzen, wie es in den Tagen
unmöglich geweſen, als Deutſchland in zwei Dutzend Valker
länder auseinander fiel. Und fragen wir heute nach Einheit
und Freiheit, nach Freiheit zumal, ſo antwortet toleder des

Stimme ſeufzend: „Sinheit und Freiheit? Großer
o

595

Er

2

4



e

h S

e

a
u

h u

Am allerwenigſten aßer haden wir im Jahre der gigantiſch
ſten aller Militärvorlagen Grund und Anlaß, mit den Sedan-
rie zu heulen, denn forſcht man nach den Urſachen für
en überwuchernden Militarismus, den Chimboraſſo an

Reichsſchulden und die ſtets drückenderen Steuerlaſten, ſo muß
man d auf den Tag von Sedan zurückgreifen. Bis

erSedan war ieg eine Hiſtoriſche Notwendigkeit, denn bis
dahin erſtreckte ſich die Abrechnung mit dem bonapartiſtiſchen
Abenteurer an der Seine, in die Falle gelockt von dem bong-
partiſtiſchen Abenteurer an der Spree, namens Bismarck. Von
Sedan aber begann, trotzdem Wilhelm und ſeine Paladine
vorher feierlich das Gegenteil verſichert, der Eroberungskri
egen das franzöſiſche Volk mit dem Ziel, dw zwei
einer reichſten und beſten Provinzen zu entreißen. Dies aber

brachte Deutſchland wenig Glück, denn es nährt in Frankreich
bis heute das Revanchefieber, es warf die Republik in die Arme
des ruſſiſchen Zarismus und weckte durch dieſes Bündnis in
Berlin die ſtets von neuem ausbrechende Furcht vor einem An
riff von zwei Fronten. Der diesjährige Ausbruch dieſerFurlht koſtet uns weit mehr als eine Milliarde Mark, und

wenn man dergeſtalt die Folgen von Sedan ermißt, wird der
1. September vollends kein Tag des Jubels.

Als Blücher 1814 als Sieger in Paris einzog, wollte der
alte Berſerker die Jenabrücke, ein Denkmal von Preußens
Schmach, in die Luft ſprengen laſſen. Das war immer noch
ein Patriotismus, der mit Chauvinismus nahe verwandt war.
Wir aber wollen den militariſtiſch-chauviniſtiſchen National-
heiligen Sankt Sedan aus dem Kalender löſchen, einmal, da
mit nicht immer wieder das Gedächtnis an jene Maſſen-Zer-
fleiſchung trennend zwiſchen das deutſche und franzöſiſche Volk
tritt; zum zweiten, weil dieſes lärmende Feſt dem deutſchen
Volk in den Augen des Auslandes den Stempel des angriff-
luſtigen Chauvinismus aufdrückt, und zum dritten, weil der
politiſcher Freiheit noch nicht wert iſt, wer ein Sedan unbe-
fangenen Herzens zu feiern vermag.

7

Jns Gefängnis mit dem Verfaſſer
Den vorſtehenden Artikel haben wir der Montagsaus-

gabe des Vorwärts entnommen, weil er erſtens alles,
was zu ſagen iſt, kurz und treffend zuſammenfaßt; zweitens,
weil der Aufſatz bereits den Zorn der „nationalen“ Preſſe er
regt hat. Jn der Deutſchen Tageszeitung z. B. tobt der Abg.
Dr. Knuten-Oertel nicht ſchlecht. Er ſchreibt:

Wie lange wird noch das deutſche Volk und wie lange noch
die Führer des deutſchen Volkes ein derartiges Ge
baren dulden? Reichen die Strafgeſetze nicht aus, um den
Schreibern ſolcher Gemeinheiten auf die
Schmutzfinger zu klopfen, dann müſſen ſie ver
ſchärft werden. Ein Volk aber, das ſolche Schändung
ſeiner ſtolzen Erinnerungen duldet, macht ſich mitſchuldig
und verfällt dem Urteile der Geſchichte.

Eine reizende Denunziation an den Staatsanwalt, er
möge mit den „Strafgeſetzen“ vorgehen. Na warten wir's
ab! Jm übrigen wäre es doch intereſſant, einmal einen Staat
zu ſehen, der den Jdealen dieſer raſſigen Junkerbande ent
ſpräche. Knebel, Zuchthaus und Hnute wären jeden
falls die geheiligſten Sinnbilder des Zukunftsſtaates

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saoale), den 2. September 1913.

Elf Millionen Soldaten!
Ein militäriſches Zukunftsbild.

Der frühere Oberſt und Regimentskommandeur R. Gädke
berechnet in der Zeit am Montag, welche Truppenmaſſen das
Deutſche Reich in einem Zukunftskriege auf die Beine
zu ſtellen in der Lage iſt. Er kommt zu dem ungeheuerlichen
Ergebnis, daß im Jahre 1925 elf Millionen Soldaten
ins Feld geführt werden könnten. So unglaublich und phan-
taſtiſch dieſe Aufſtellung erſcheint rechneriſch ſtimmt ſie.
Hören wir Gädke:

„Vom Herbſte 1918 an wird die Jahreseinſtellung an Re
kruten in das Heer die Höhe von 345 000 Mann erreichen. Jn
den 12 Jahrgängen, die der Soldat unter den Fahnen,
in der Reſerve und der Landwehr erſten Aufgebots
zubringen muß, d. h. in den Jahresklaſſen, die aller Wahr
ſcheinlichkeit nach das Feldheer bilden werden, erhalten wir
ſomit eine Maſſe von 4140 000 ausgebildeten Soldaten. Nach
reichlich bemeſſenen Erfahrungsſätzen müſſen wir jedoch inner
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I m dieſes Zeitraumes mit einem Abgange von durch

chnittlich 16 Proz. rechnen, ſo daß rund 3 475 000 Bewaffnete

verfügbar bleiben. xFür die nächſten 6 Jahrgänge der Landwehr zweiten
Aufgebots kommt nur die bisherige Einſtellung von rund
270 000 Rekruten jährlich in Betracht, die insgeſamt 1 620 000
Köpfe oder mit 24 Proz. Abgang vund 1 220 000 ergeben.

Bekanntlich kann im Kriegsfalle der Landſturm durch
Kaiſerliche Verordnung jahrgangsweiſe gleichfalls einberufen
werden, auch darf er in Fällen außerordentlichen Bedarfs zur
Verſtärkung des Heeres herangezogen, alſo auch über die
Grenze hinübergeworfen werden. Bis zum Ablauf des
45. Lebensjahres, bis wohin die Landſturmpflicht dauert, er
halten wir ſomit im Landſturm zweiten Aufgeböts weitere
ſieben Jahrgänge ausgebildeter Mannſchaft, das ſind 1 890 000
oder mit 32 Proz. Abgang rund 1 290 000 Mann.

Jm Jahre 1925 wird das Deutſche Reich alſo im Bedarfs-
falle mit einem Maſſenaufgebote von 5945000 voll-
kommen ausgebildeter Mannſchaften rechnen
können.

Aber hiermit iſt unſer reichliches Menſchenmaterigl bei
weitem noch nicht erſchöpft. Man kann rechnen, daß bisher
alljährlich etwa 93 000 Mann der Erſatzreſerve und etwa
145 000 Mann dem Landſturm erſten Aufgebots
überwieſen wurden. Die Erſhztzreſerve, die vorzugsweiſe zur
Bildung der Erſatztruppenteile im Kriege beſtimmt iſt, zählt
12 Jahrgänge. Das ergibt 1 116 000 oder mit 16 Proz. Abgang
rund 930 000 Mann der Erſatzreſerve, die aller Vorausſicht
nach dem beträchtlichen Teilen ſofort bei Ausbruch des Mobil-
machungsbefehls werden eingezogen werden. Nach acht Wochen
können ſie ſoweit ausgebildet ſein, daß ſie im Rahmen kriegs-
erfahrener Truppenteile militäriſch verwendbar ſind.

Sehr viel ſtärker iſt aber die Zahl Unausgebildeter,
die der Landſturm erſten Aufgebots in ſeinem weiten Rahmen
birgt. Zu ihm gehören a) die Erſatzreſerviſten während
der nächſten 6 Jahre ihrer Militärpflicht, b) die ſofort dem
Landſturm 1 überwieſenen Dienſtpflichtigen bis zum
31. März des Kalenderjahres, in dem ſie ihr 39. Lebensjahr
erreichen, e) die junge Mannſchaft vom vollendeten ſieb
zehnten bis zum 20. Lebensjahre, die noch nicht im Frieden,
wohl aber im Kriege geſtellungspflichtig iſt. Das ergibt für
Klaſſe a etwa 360 000 Mann, für Klaſſe b etwa 1 390 000 Mann
(12 x 80 000 6 X 145 000 24 Proz. Abgang), für Klaſſe e
mindeſtens 1500 000 Mann (3 x 517 000). Jm ganzen minde-
ſtens 3 350 000 Mann.

Aber auch im Landſturm zweiten Aufgebotes be
finden ſich noch Unausgebildete, nämlich a) ſieben Jahrgänge
Erſatzreſerviſten (7 X 93 000), b) ſieben Jahrgänge früherer
Landſturm erſten Aufgebots (7 X 145 000) oder mit 32 Proz.
Abgang rund 1100 000 Mann.

Somit erhalten wir an militärpflichtigen, wenn auch unaus-
gebildeten Mannſchaften die rieſige Summe von

930 000 Erſatzreſerve,
3 350 000 Landſturm I.,

100 000 Landſturm II.,
5 380 000 Köpfen.

Jm ganzen beträgt im Jahre 1925 das für einen Krieg ver
fügbare Menſchenmaterial unſeres Landes

5 945 000 Ausgebildeter,
5 380 000 Unausgebildeter,

oder mehr als elf Millionen Menſchenl!“
Soweit der militäriſche Sachverſtändige Gädke. Die Mili-

tariſierung des geſamten Volkes ſchreitet unaufhaltſam
vorwärts. Es kommt die Zeit, daß ganz Deutſchland ſozuſagen
eine einzige große Kaſerne darſtellt falls die Volksmaſſen
nicht inzwiſchen ein Halt ſprechen und durch Eroberung der
politiſchen Macht dem kapitaliſtiſch-imperialiſtiſchen Spuk ein
Ende bereiten.

„Jeitung der Zeitungen.“
Der Vorwärts teilt einen Brief mit, den verſchiedene,

wohl in erſter Linie nationalliberale Parlamentarier an das
Auswärtige Amt des Reiches gerichtet haben und in dem die
Unterſtützung des Auswärtigen Amtes für ein neues groß-
kapitaliſtiſches Zeitungsunternehmen erbeten wird.
Das Unternehmen iſt ſeit Jahren vorbereitet und ſoll nun
bald verwirklicht werden.

Es handel: ſich um eiwm großes tägliches Blatt, das unter
dem Titel: „Zeitung der Zeitungen Tägliche Welt-
überſicht der internationalen Politik, Kultur und Wirtſchaft“
erſcheinen ſoll. Bereits haben eine große Reihe von Banken,
Reedereien, Werften, Kolonialgeſellſchaften, Fabriken, Export
und Jmportfirmen uſw., daneben aber auch verſchiedene Han
delskammern und Miniſterien, Abonnements und Geldunter-
ſtützungen zugeſagt, ſo daß nach vorläufiger Schätzung der
vorausſichtliche Abonnementsbetrag mit den Nebeneinkünften
faſt allein ſchon die bedeutenden Herſtellungskoſten des Blattes
decken wird. Der Abonnementspreis beträgt, da nur auf groß
kapitaliſtiſche Kreiſe und Behörden als Leſer ſpekuliert wird,
300 Markpro Jahr.

Für die Vorbereitungsarbeiten hat eine Anzahl großer
Firmen bereits durch ſogenannte Zahlungen à fond perdu
über 40 000 Mk. aufgebracht. Hauptgeldgeber ſind die großen
Banken Deutſche Bank, Dresdner Bank, Diskontogeſellſchaft,
Mitteldeutſche Kreditbank, Rheiniſche Kreditbank, A. Schaaff-
hauſenſcher Bankverein Berliner Handelsgeſellſchaft, Bank
für Handel und Jnduſtrie, Norddeutſche Bank uſw.), fern
die großen Schiffahrtsgeſellſchaften (darunter vornehmlich der
Norddeutſche Lloyd, die Hamburg -Bremer Afrikalinie, die
Deutſche Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft Hanſa. die Wörmann-
Linie, die Kosmos-Linie, die Deutſch-Auſtraliſche Dampf-
ſchiffsgeſellſchaft uſw.), dann einige Werften (vornehmlich der
Vulkan und die Firma Blohm u. Voß in Hamburg). Auch die
Waffeninduſtrie (Vereinigte Köln-Rottweiler Pulverfabriken,
Deutſche Waffen- und Munitionsfabriken Waffenfabrik
Mauſer, Ludwig Loewe u. Ko. uſw.) und eine Reihe mehr
oder minder für den Export tätiger Fabriken ſowie ver-
ſchiedene Export und Jmportfirmen haben beigeſteuert. Selbſt
das Auswärtige Amt hat für den Anfang 1000 Mk. hergegeben.

Das neue Organ ſoll hauptſächlich Berichte über die
Wirtſchaftspolitik und die wirtſchaftliche Lage Deutſchlands,
der auswärtigen Staaten und der Kolonien bieten. Außer-
dem ſoll eine Korreſpondenz für auswärtige
Zeitungen unter dem Titel: Europäiſche
Briefe erſcheinen, zunächſt zweimal im Monat, ſpäter
wöchentlich, und zwar ſoll dieſe Korreſpondenz den aus
wärtigen Blätternin deren Landesſprache ge
liefert werden.

Als Zweck dieſer Europäiſchen Briefe wird genannt, erſtens
die Auslandsmärkte über die wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit
Deutſchlands zu unterrichten, zweitens der „Verleumdung“ und
„Herabſetzung“ Deutſchlands entgegenzuwirken. Bisher bezog
das Ausland vornehmlich ſeine Nachrichten über die Regie-
rungspolitik und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Deutſchlands
teils aus den großen engliſchen und franzöſiſchen Zeitungen,
teils aus deutſchen oppoſitionellen Blättern, wie zum Beiſpiel
dem Vorwärts, der Frankfurter Zeitung, dem Berliner Tage-
blatt uſw. Dadurch wurde, wie die Gönner des neuen Blattes
behaupten, „die deutſche Politik im Auslande herabgewürdigt“.
Dem ſoll dadurch entgegengearbeitet werden, daß die Euro
päiſchen Briefe die offizielle deutſche Politik dem
Verſtändnis der kapitaliſtiſchen Schichten des Auslandes näher
bringen.

Die Macher des Unternehmens, darunter Baſſermann und
Streſemann, erſuchen nun das Auswärtige Amt, größere
Gel d mittel für die neue Zeitung bereitzuſtellen und die
deutſchen Vertreter im Auslande (Botſchafter, Konſuln uſw.)
zum Abonnement auf die Zeitung zu beſtimmen.

Wir ſind der Anſicht, daß das Auswärtige Amt keinesfalls
berechtigt iſt, für ein privates Zeitungsunternehmen, über
deſſen Weſen und zukünftige Geſtaltung überhaupt keine Klar
heit beſteht, Reichsgelder zu verwenden. Die Gründer der
„Zeitung der Zeitungen“ ſind die bekannten Matadore einer
imperiagaliſtiſchen Macht- und Gewaltpolitik.
Daß das neue Unternehmen in den Dienſt einer für das
deutſche Volk gefährlichen Eroberungspolitik geſtellt werden
wird, iſt ſelbſtverſtändlich.

Militärboykott über ein Gewerkſchaftshaus.
Zwölf Jahre beſteht das Gewerkſchaftshaus in Frank

furt a. M. Niemals iſt in den vielen Jahren die Militär
behörde auf den Gedanken gekommen, den Soldaten das Be
treten des Hauſes zu verbieten. Bei Feſtlichkeiten und be
ſonders an den Feiertagen, wenn die auswärts dienenden
Frankfurter im bunten Rock auf Urlaub kamen, lenkten ſie

Erinnerungen an Bebel in Halle.
V

Jn einer Stadt wie Halle acht Verſammlungen an einem
Abend und alle gefüllt und überfüllt das machte der Sozial
demokratie niemand nach. Der Prinz Karl hatte am meiſten
gegen und die Maſſe der Wähler hatte damit gerechnet, daß

bel wohl in dem größten Lokal reden würde. Die Beſucher-
ahl wurde dann auch auf 2000 Perſonen geſchätzt. Als esLies etzt kommt er, ei, das iſt Bebel, da haben wir ri ig
r ſetzte ein ſtürmiſcher Beifall mit gen Tat en
ein. bel hielt dann eine A ſtündige geiſtvolle Rede. Un-
barmherzig zerriß er das Lügengewebe, das man wieder um
die Kandidatur Kunert geſponnen hatte. Allerdings hatte ſich
der Kgl. Landrat v. Werder, der von der Wahlprüfungskom-
miſſion des Reichstages kräftig eins auf die Beeinfluſſungs-
finger erhalten hatte, nicht wieder ſoweit hervorgewagt als
1893. Mit unentrinnbarer Logik wies unſer Bebel unter der
eſpannteſten Aufmerkſamkeit der lauſchenden Menge nach,ab nur die Verwirklichung der ſozialdemokratiſchen Jdee Ge-

ſundung der Verhältniſſe, Frieden und Menſchenglück herbei-
führen könne. Und dann nahm er ſich Dr. Alexander Meyer
vor. Er ſagte, er rede nicht gern über Abweſende, aber der
eehe?wof erfordere, daß man den Wählern klaren Wein ein-
ſchenke.

Doch hierzu zunächſt ein Einwurf zur Charakteriſierung des
damaligen Freiſinns, der jetzt ſicher nicht beſſer geworden iſt.
Schon 1881 wurde Meyer in der Stichwahl mit Hilfe der
ſozialdemokratiſchen Stimmen gegen den nationalliberalen
Prof. Boretius hier gewählt. Trotzdem Meyer damals vor der
Stichwahl dem Vertrauensmann der Partei, Gen. Schmidt,
in dem Hotel Stadt Hamburg verſprochen hatte, er werde
in Zukunft gegen das Ausnahmegeſetzſtimmen,
ſtimmte er am 10. Mai 1884 wieder für die Ver-
Jjängerung dieſes Schandgeſetzes. Als die Ge-
noſſen in Halle dies erfuhren, ſchäumten ſie vor Wut und man
raunte ſich allgemein zu: „Kommt der Biermeyer wieder nach

dann kann er ſich auf etwas gefaßt machen.“ Und
eher kam, um in einer Verſammlung im aſthof zum Mohr

zu ſprechen. Wer dabei geweſen iſt, kann die „Begeiſterung“
begreifen, mit der der Halleſche Abgeordnete damals von den
Genoſſen empfangen wurde. Die Maſſen waren damals noch
nicht „ſo gut diſzipliniert“ wie heute und ſagen wir es, um
wahr zu bleiben, rund heraus, Meyer ſollte eine Tracht Prügel
bekommen. Selbſtverſtändlich war das nicht Wunſch der
Parteileitung, die unter dem l die Schandtaten
der Gegner ſehr kühl erwägen mußte. Die Verſammelten
es waren damals auch noch aufrechte Liberale darunter
waren aber an dem betreffenden Abend nicht zu beſchwichtigen.
Als der wohlbeleibte Meyer die Bühne betrat, hieß es einfach:
„Runter mit Biermeyern, raus mit Meyern uſw.“ Unſere

leitenden Genoſſen verſuchten Meyer zu ſchützen, aber es kam
zu ſolchen tumultuariſchen Szenen, daß Meyer nicht ſprechen
konnte. Es ſchritt Polizei ein und wurde ſchließlich auch noch
in überflüſſiger Weiſe Militär requiriert. Später erzählte
der Genoſſe rer in einer Verſammlung, daß ihn Meyer
wegen der Vorgänge im Mohr eines Tages im Reichstage
„angeflennt“ habe. Da habe er, Haſenclever, geſagt: „Dasg. chieht Jhnen ſchon recht, warum en Sie
Jhr Wort nicht!“

Kein Wunder daß Genoſſe Bebel auch damals mit Meyer
ſcharf ins Gericht gehen mußte und auch bei Bürgerlichen mit
der Charakteriſierung Meyers Beifall fand. Das Reſultat
der Wahl war dann auch ein ganz anderes als 1893. Genoſſe
Kunert wurde 1896 mit rund 15 680 Stimmen im erſten Wahl
gange gewählt. Er erhielt rund 220 Stimmen mehr als ſeine
drei Gegner, Meyer, Arndt und Kuühme.

Der letzte Wahlkampf, bei dem wir Bebel in Halle ſahen, war
der im Juni 1898. Die Konſervativen und Nationalliberalen
hatten einen früheren Staatsanwalt Dugend von Berlin
und die „Freiſinnigen“ hatten den bekannten Schmidt, der das
Beſtreben hatte, anſtändig zu kämpfen, aufgeſtellt. Auch die
Antiſemiten, die damals das Maul gewaltig aufriſſen, hatten
ſich eine Kandidatur mit dem Rektor Welker geleiſtet. Der
Mann erhielt ſchließlich bei der Hauptwahl im ganzen Kreiſe
ganze 800 Stimmen. Am unverfrorenſten kämpfte damals die
ſog. Dugendpartei. Die alten Verleumdungen gegen Kunert
wurden wieder aufgewärmt und Dugend kämpfte ſehr unge-
niert, dabei aber auch manchmal furchtbar dumm und unge-
ſchickt. So erzählte er gelegentlich eines Referats in Leiſtners
Waldhaus, daß er ſich als Staatsanwalt immer ſehr gefreut
habe, wenn er einen „Genoſſen“ unter die Finger bekam und
dann immer ſehr derb zugefaßt habe. Dugends ſtändiger Be
gleiter war der bekannte Oberlehrer Suchsland, der mit Rück-
ſicht auf ſeine Verdienſte aber nicht etwa erſt auf die im
Wahlkampfe den Profeſſortitel erhalten hatte. Suchsland
erzählte in den meiſten Verſammlungen von den „Hundert-
tauſend Hektolitern Blut“, die vergoſſen würden, wenn die
Sozialdemokratie ſiegte und erzielte damit immer die ſtür-
miſchſte Heiterkeit. Das Hauptwahlreſultat war wohl das
„ärgerlichſte“, was wir hier jemals erzielt hatten. Dem Ge-
noſſen Kunert fehlten nur ganze 73 Stimmen an der abſoluten
Mehrheit und ſo gab es Stichwahl zwiſchen Kunert und
Dugend.

Da ſprang wiederum einige Tage vor der Stichwahl Genoſſe
Bebel ein. Er redete an hiſtoriſcher Stelle, im Hofjäger
(Parteitagslokal), dem ſpäteren Bellevue, vor einer ſelbſtver
ſtändlich überfüllten Verſammlung. Unzählige Wähler und
Neugierige weilten im Garten des Lokales und konnten Einlaß
nicht finden. Aber einer hatte frühzeitig Einlaß gefunden,
und das war unſer lieber Profeſſor Suchsland, der „Goliath“
der Konſervativen. Jn Vorahnung der Dinge räumte man
dem „Gelehrten“, von dem man hoffte, daß er rede, einen

guten Platz ein. Bebel ſprach wie immer mit Feuer und
eidenſchaft; er räumte mit Verleumdungen aller Art auf und

rechnete dann mit dem Geheimrat Dugend ab, der in Sozial
politik gearbeitet haben wollte, und von der Lage der Arbeiter
nicht das geringſte verſtand. Er ſtürmiſchem Bei
ſa mit dem Hinweiſe, die Wählerſchaft Halles möge za
orgen, daß Herr Dugend dem Reistage ſo n wie möglich

gehalten wird. In der Diskuſſion meldete ſich unter Heiter
keit, Gemurmel und Widerſpruch dann Suchsland zum Wort.Bebel hatte jedenfalls n nicht darauf geachtet, mit wem
er bei der Diskuſſion die „Ehre“ hatte; er amüſierte ſich und
lachte über die Salbaderei Suchslands. Da plötzlich richtete er
ſtill an das Bureau die Frage: „Was iſt der Herr?“ Als i
dann die Antwort wurde: „Der iſt Profeſſor“, da machte Bebel
ſchmunzelnd Notizen und ſagte ſtill vor ſich hin: „Und ſo etwas
redet ein Profeſſor?“ Was nun kommen würde, konnte man
ſich ſehr lebhaft denken. Gewiß amüſierte ſich die Verſamm-
lung über Suchsland, aber ſie wollte ſchließlich ſein Gefaſel
über das „hohe“ Redakteurgehalt Liebknechts am Vorwärts
uſw. nicht mehr hören und einige Schlußrufe erfolgten. Da
warf Bebel ein: „Genoſſen, dem Herrn Profeſſor müſſen Sie
unbedingt unbeſchränkte Redefreiheit geſtatten. Jeder redet
ſo gut wie er kann. Glauben Sie, in der Antwort wird ihm
nichts geſchenkt werden!“ (Stürmiſcher Beifall.) Suchsland
redete weiter und man merkte, daß es mit ſeinem vorher groß-
mäulich gegen die Sozialdemokratie w. ten Material
ſehr faul ſtand. Er verlor unter dem Eindru der ihm be
willigten unbeſchränkten Redezeit den Faden, geriet in einen
großen Wirrwarr und ſetzte ſich ſchließlich unter allgemeiner
Heiterkeit „ſchweißgebadet“ auf ſeinen Stuhl.

Dann ſprach Bebel. Und man muß geſtehen, eine c
humorvolle und hohnvolle Abfertigung war Suchsland ſicher
noch nie widerfahren. Mit niedergeſchlagenen Augen, einge
keilt in drangvoll fürchterlicher Enge, ſaß er vor der Bühne
auf ſeinem Stuhl und konnte nicht entrinnen. Der Weg in die
„Freiheit“ war ihm abgeſchnitten, und ſo mußte er dann wohl
oder übel das Gewitter über ſich ergehen laſſen, zur Trübſal
ſeiner Anhänger und zum Ergötzen
Humor wies Bebel auf die Uebertreibungen Suchslands bezüg
lich Liebknechts Redakteurgehalt hin. So ſagte er, leben denn
die Herren Dugend und Konſorten nicht auch von Arbeiter
roſchen. „Und weiß denn Herr Suchsland nichts von dem
zuchthäusler Herrn v. Hammerſtein, der als konſervativer

Redakteur der Kreuzzeitung 36 000 Mark Jahresgehalt bekam?
Und mit dieſem Gehalte konnte der Herr nicht einmal aus
kommen; er machte nebenbei Unterſchlagungen und ſitzt nun
jetzt deshalb im Zuchthauſe. Und da wagt ein Profeſſor
uſw.“ Schlag auf Schlag ging es auf Suchsland nieder;
ebel hatte eine meiſterhafte Abſchüttelung vor genommen. Es
ſoll ein „gottvoller“ Blick er ſein, den Suchsland dem
ſcheidenden Bebel am betreffenden Abend zuwarf. Auch an
jenem Abend ſprach der alte Haudegen noch in einer zweiten

er übrigen. Mit feinem

m e
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gern ihre Schritte der Stätte zu, die ihnen vertraut war.
Kürzlich hat Frankfurt einen neuen Garniſonsälteſten be-
kommen und dieſer will den Verkehr der Soldaten im Gewerk-
ſchaftshauſe nicht mehr dulden. Die Verwaltung des Gewerk-
ſchaftshauſes erhielt in dieſen Tagen folgenden Brief von dem
Herrn Elſtermann von Elſter:

Garniſonskommando Frankfurt a. M.
Den Militärverſonen habe ich unterm heutigen Tage

den Beſuch ſämtlicher Räume des Gewerkſchaftshauſes wegen
des daſelbſt ſtattfindenden regen Verkehrs der ſozial-
demokratiſchen Partei verboten. Elſtermann von
Elſter, Generalmajor als Garniſonsälteſter.

Daß ſolche Verbote auch von dem Standpunkte, der glaubt,
die Fernhaltung der Soldaten von Gewerkſchaften und Sozial
demokraten ſei höchſte Pflicht, völlig wertlos ſind, ſollte man
eigentlich in den vielen Jahren, ſeit denen die Militärbehörden
ſich in der Verhängung des Boykotts üben, eingeſehen haben.
Aber das Vorgehen zeigt wieder, welche Macht ſich der Mili-
tarismus anmaßt. Die ſcharfe und vernichtende Kritik unſerer
Genoſſen im Reichstage hat in der Boykottfrage gar nichts ver
mocht. Der Militarismus herrſcht.

Deutſches Reich.
Wer begnadigt wird! Vor einiger Zeit wurde ein Leut-

nant vom Koblenzer Pionierbataillon wegen zweimaliger
falſcher Dienſtmeldung vom Oberkriegsgericht zu ſechs
Monaten Gefängnis und Dienſtentlaſſung verurteilt.
Er hatte mit ſeinem Fahrrad eine Frau überfahren
und ihr einen falſchen Namen angegeben. (Pfuil) Auch
ſpäter hat er auf dienſtliches Befragen erklärt, daß er für
dieſen Fall nicht in Betracht käme. (Pfuil) Wilhelm II.
hat jetzt die Gefängnisſtrafe in eine ehrenvolle Feſtungs-
haft umgewandelt.

Vermächtnis an den Staat und ſeine „ſtaatstreue“ Ver
wendung. Durch teſtamentariſche Verfügung iſt dem preußi-
ſchen Staat ein Vermächtnis zugefallen, das er zu einem Er-
holungsheim für Beamte und Arbeiter ausgeſtalten ſoll. Das
reußiſche Staatsminiſterium hat nunmehr beſchloſſen, das
ermächtnis auf den Verband deutſcher Beamtenvereine zuübertragen. Das Grundſtück umfaßt 80 Morgen, teils Wieſe

teils Wald, und iſt ſo gelegen, daß zwei große Gebäude, je
eines für Beamte und Arbeiter, darauf errichtet werden
können. Um die erforderlichen Barmittel zu gewinnen, wird
eine Anzahl anderer Grundſtücke, die in dem Vermächtnis in
begriffen waren, verkauft, ſo daß der Vecband deutſcher Be
amtenbereine rund 300 000 Mark zur Verfügung hat. Wir
kennen die näheren Beſtimmungen des Teſtaments nicht; aber
die Art der Regelung durch die preußiſche Regierung ſetzt vor
aus, daß nur ſtaatstreu abgeſtempelte Beamte
von der Schenkung Vorteil haben werden.

Jm Landtage dürfte die preußiſche Regierung jedenfalls Ge
r bekommen, genauere Auskunft über das Vermächtnis
zu geben.

Kleine Reformen in der Armee. Das Kriegsministerium
et einigen Beſchlüſſen, die der Reichstag bei Beratung der

ilitärvorlage faßte, e getragen. Das Armee-Ver-
ordnungsblatt teilt nämlich mit, daß vom 1. Oktober d. J. ab
die Koſten der Beförderung der in Friedenszeiten während der
aktiven Dienſtzeit oder während einer Uebung verſtorbenen
Unteroffiziere oder Mannſchaften zur Beerdigung in der Her
mat von dem Militärfiskus getragen werden. Von dem gleichen
Zeitpunkt ab kann den Eltern und nächſten Angehörigen, die

um Beſuch eines ſchwer erkrankten, zur Familie gehörigen
Soldaten oder Unteroffiziers nach der Garniſon reiſen, im

Falle der Bedürftigkeit eine Reiſekoſtenvergütung in Höhe der
wirklich entſtandenen Eiſenbahnfahrkoſten dritter oder vierter
Klaſſe gewährt werden. Als einzige Einſchränkung iſt dabei
vorgeſehen, daß die Reiſe auf Grund der ſchriftlichen oder tele-
graphiſchen Mitteilung des Garniſonlazaretts über die lebens
I rliche Erkrankung des Familienmitgliedes ausgeführt
wird.

Radium-Ankauf durch den Staat. Das preußiſche Ge-
r hat ſich entſchloſſen, 800 000 Mark zum An-

auf von Radium und Meſothorium in den nächſtjährigen Etat
einzuſtellen. Die eigentlich ganz ſelbſtverſtändliche Forderung
wird damit begründet, daß von den verſchiedenen Univerſitäts-
kliniken Preußens Anforderungen an das Miniſterium geſtellt
worden ſind. Eine höhere Summe einzuſetzen, ſchien nicht an
gebracht, weil die Nachfrage nach den beiden Mitteln eine ſo
r e iſt, daß ſie auf lange Zeit hinaus überhaupt nicht

efriedigt werden kann.
e

Verſammlung. Nach der Abfertigung Suchslands ging es
per Droſchke nach dem Saale zum Neuen Theater, wo eine

roße ebenfalls überfüllte Verſammlun harrte, die „unbedingt Bebel hören wollte und mußte. Als Bebel im Bellevue
den hinteren Ausgang benutzte und die Droſchke beſtieg, da
bereitete man ihm Ovationen, bei denen die Droſchke förmlich
„in die Höhe“ ing. Jm Neuen Theater hielt der Unermüd-
liche dann noch eine zweite mit ſtürmiſchem Beifall aufge-
nommene Rede. Die Bellevueverſammlung mit Suchsland
war ſicher eine der intereſſanteſten in den Wahlkämpfen ge
weſen. Das beſtätigen auch die bürgerlichen Gegner.
Suchsland war natürlich beſtrebt, ſeine Prügel, die ihm Bebel
im BVellevue verabreicht hatte, in der Halleſchen Zei-
tung in einen „Sieg“ Suchslands über Bebel umzumodeln.
Man beſaß die Unverfrorenheit zu ſchreiben, Suchsland habe
Bebel „wuchtige Hiebe“ verabreicht. Und dabei war die Ab-
ſertigung Suchslands durch Bebel damals Tagesgeſpräch. Wir
ließen damals Suchsland in einer Plauderei reden:

da

Jm übrigen ſchrieb auch die das damalige
Dugendorgan Nr. 2 über die Suchslandſche Abfuhr durch Bebel,
Suchslands Drang zum Reden habe wieder einmal böſes Un-
heil angerichtet. Es wurde Suchsland von dem alten ge-
wiegten Parlamentarier Bebel ſehr übel mitgeſpielt.
Suchslands „originelle Geſchichtsauffaſſung“ wurde von
Bebel in erbarmungsloſer Weiſe zerzauſt. Kurz,
Bebel gab den Gegner dem Hohngelächter der
Menge preis. Suchsland habe der Kandidatur Dugend
mehr geſchadet als genützt.Das war richtig. Kunert wurde dann auch zen Dugend
in der Stichwahl mit rund 3540 Stimmen Mehrheit ge-
wählt.

Auch die Halleſche Parteigenoſſenſchaft, ſo möchten wir die
jetzigen Erinnerungen an Bebel ſchließen, iſt dem verſtorbenen
Kämpfer zu beſonderem Danke verpflichtet. Wenn „Not und
Gefahr“ drohte, war Bebel für Halle immer bereit. Auch vor
und unter dem Ausnahmegeſetz, das wird ſpäter einmal
einer Parteigeſchichte Halles eingefügt werden müſſen hat
Bebel mit ſeinem unermeßlichen Geſchick, ſeinem Talent und
ſeiner Kraft in Halle gewirkt. Bedenke man, wie der uner-
müdliche, nicht mehr n Bebel nach ſchwerem Wahl
kampfe hier an einem bend in zwei Verſammlungen ſprach
und dann noch ein Flugblatt ſchrieb. Das war ein Jdealis-
mus, den uns alle zum Vorbild nehmen ſollen und können.
Eifern wir Bebel im Denken und Trachten nach, dann werden
auch die kommenden Wahlkämpfe und Parteiaktionen im Bebel-
ſchen Geiſte geführt werden und von Erfolg begleitet ſein.
Bebel ſei unſer Vorbild und unſer Geleitſtern.

Nationalliberale oder konſervative Wahrheitsliebe? Der
konſervative Reichstagsabgeordnete v. Gräfe räg verkünden,
daß er die Mitglieder des nationalliberalen Wahlbureaus
wegen Beleidigung verklagen werde. Der Kernpunkt der An-
gegen iſt eine Rede des Abg. v. Gräfe, in der er geſagt
aben ſoll, er traue den nationalliberalen Reichs-

tagsabgeordneten ſelbſt dann nicht, wenn ſie mit ihrer
Unterſchrift beſtätigen würden, daß ſie für Aufrecht-
eyrhaltung der Schutz zölle ſtimmen wollen. Abgeord-
neter v. Gräfe ſtellte dieſe Aeußerung in Abrede, das national
Weg ſ. Wahlkomite hält dagegen daran feſt, daß ſie ſo ge
allen iſt.Daß aber wirklich noch jemand zweifeln könnte, die National-

liberalen ſeien nicht zuverläſſige Schutzzöllner, das iſt wirklich
unglaublich.

Balkan.
Die türkiſch- bulgariſchen Friedensverhandlungen. Obgleich

ein formeller Beſchluß der bulgariſchen Regierung über un-
mittelbare Verhandlungen mit der Pforte noch immer ausſteht,
iſt es doch ſo gut wie ſicher, daß die Verhandlungen demnächſt
beginnen werden. Es ſcheint, als ob die bulgariſche Regierung
beſtrebt iſt, im voraus einige Sicherheit über die Grundlage
der Verhandlungen zu erlangen. Jm Grunde iſt man aber in
Sofia überzeugt, daß die Türkei in der Adrianopelfrage
nicht nachgeben werde, da es ſich um eine nationale und
religiöſe Frage handelt. Sie glaubt jedoch, daß Bulgarien den
Bahnhof erhalten werde und damit ſeine Verbindungen aufs-
recht erhalten kann.

Nach dem Daily Telegraph beruht der Umſchwung in der Hal-
tung der bulgariſchen Regierung zur Adrianopelfrage auf
zwei Erwägungen: 1. Auf der finanziellen und militäriſchen
Schwäche Bulgariens, die infolge der beiden Kriege eingetreten
ſei, 2. auf der Haltung Rußlands, welches den Standpunkt des
franzöſiſchen Miniſteriums des Auswärtigen angenommen
habe, nämlich den, Adrianopel müſſe zurückerſtattet werden,
da Adrianopel für Europa nicht die Wichtigkeit habe, daß es die
franzöſiſch-ruſſiſchen Jntereſſen ſtöre.

Konſtantinopel, 1. September. Blättermeldungen
zufolge weigern ſich die Einwohner von Gümüldſchina die bul-
gariſche Beſatzung in die Stadt zu laſſen. Es habe ein blutiger
Kampf zwiſchen bewaffneten Einwohnern und den bulgariſchen
Truppen ſtattgefunden, wobei die letzteren in die Flucht ge
ſchlagen wurden. Die Einwohner ſeien Herren der Stadt.

Jtalien.
Polizeiliche Schandtaten. Jn Roccagorga (römiſche Cam-

pagne) ſpielt ſich, wie wir der L. V. entnehmen, gegenwärtig
ein Prozeß ab, der für die Zuſtände in Süditalien bezeichnend
iſt. Angeklagt ſind eine Reihe Lederarbeiter wegen angeblichen
Aufruhrs. Der Prozeß geſtaltet ſich jedoch immer mehr zu
einer wuchtigen und furchtbaren Anklage gegen die Clique, die,
mit dem Bürgermeiſter an der Spitze, die Bluttat vorbereitet
hat, ohne natürlich Platz auf der Anklagebank zu finden, die
für die Hinterbliebenen der armen Opfer reſerviert iſt. Aus
dem Zeugenverhör geht hervor, daß die Karabinieri geſchoſſen
haben, als nur einige Burſchen Steine warfen, und daß aus
der Menge kein Schuß abgegeben wurde. Große Aufregung
unter dem Publikum erregte die Ausſage des Zeugen Pacifici,
deſſen Frau bei der Demonſtration erſchoſſen wurde. Die Frau
ſtand noch vor dem Laden, wo ſie Brot gekauft hatte, als ſie
von zwei Schüſſen in den Nacken getroffen wurde.
Jhr Gatte wollte ihr zu Hilfe eilen, aber die Karabinieri
ſchoſſen nach ihm, bis er die Flucht ergriff. Als der Mann
mit zitternder Stimme dieſe Ausſage vor Gericht macht, unter
bricht ihn der Präſident und ſagt: „Setzen Sie ſich nieder, be
ruhigen Sie ſich.“ „Nein, jetzt will ich reden,“ gibt der Arbeiter
heftig zurück, jetzt ſoll man mich reden laſſen. Den Schmerz
habe ich; ich will die Mörder anklagen.“ Dann erzählte er,
daß ſeine Frau im Todeskampf einen Teil ihres Unterkörpers
entblößt hatte, worauf die Soldaten lachend gerufen hätten:
„Wie weiß die unten iſt, die iſt auch noch gut, nachdem ſie tot
iſt.“ Weiter ſagt der Zeuge aus, daß die Leiche ſeiner Frau
zwei Stunden auf dem Marktplatze geblieben ſei, und daß die
Hunde das Blut der Opfer geleckt haben. Der
Präfekt von Rom ſei am Abend nach der Bluttat bei ihm ge
weſen und hätte ihm 50 Lire gegeben; auf Befragen der Ver
teidigung erfährt man, daß für einen Eſel, der an dem Blut-
tage erſchoſſen wurde, 150 Lire Entſchädigung gezahlt worden
ſind!! Im Laufe der Verhandlung iſt weiter herausgekom-
men, daß der Leutnant Gregori, der den Soldaten die Order
zum Schießen gegeben hatte, nachher ſich im Poſtamte ver
ſteckte, wohin ihm der Bürgermeiſter aus dem Palaſt Doria ein
ſehr üppiges Mittageſſen ſchickte. So verſorgte der Mann, der
die Intereſſen der Gemeinde vertreten ſollte, aus dem Schloß
der Latifundiſten den Offizier, der die direkte und nächſte Ver
antwortlichkeit für die Proletariermetzelei trug: Feudalherr,
Bürgermeiſter und Polizei innig umſchlungen und feſt vereint
im Kampfe gegen die Landarbeiter! Man kann ſchon jetzt ſagen,
daß der Prozeß von Roccagorga eine furchtbare Anklage gegen
die herrſchende Clique des Städtchens darſtellt und gegen die
Regierung, die dieſe Schand wirtſchaft geduldet hat.

China.
Nanking von den Regierungstruppen beſetzt. Schanghai,

2. September. Jnfolge der den ganzen Morgen anhaltenden
Beſchießung waren die Rebellen gezwungen, Nankting zu
räumen. Die Taipings und die Truppen des Generals
Tſchanghſung rückten in die Stadt ein. Eine Anzahl von
Rebellen entkam. Der Reſt des Regiments der tapferen
Krieger“ hält auf dem Löwenhügel aus. Der Kampf in den
Straßen dauert noch an.

Aus der Partei.
Reichstagskandidatur.

Für den 10. württembergiſchen Reichstagswahlkreis Göp-
pingen-Gmünd, in dem bisher Genoſſe Dr. Linde-
mann kandidierie, wurde in einer außerordentlichen Kreis-
verſammlung Genoſſe Crispien, Redakteur der Stutt-
garter Tagwacht, als Kandidat aufgeſtellt. Dr. Lindemann,
der den Kreis von 1903--1906 ſchon im Reichstag vertreten
hatte, lehnte eine neue Kandidatur ab.

Der empfindliche Militarismus
Eine größere Juſtizaktion wird wieder einmal gegen

das Hamburger Echo geplant. Am Sonnabend vormittag
hausſuchten mehrere Polizeibeamte in den Räumen der Expe-
dition, der Geſchäftsleitung und der Redaktion. Gefahndet
wurde nach dem Manufkript des in der Nummer 148 (27. Juni)
veröffentlichten Leitartikels Deutſchlands Schande. Der
Artikel beſchäftigt ſich im Anſchluß an die gleichzeitig gepflo
genen Beratungen zur Militärvorlage mit den Soldaten
miß handlungen und weiſt darauf hin, daß dieſe an Zahl
vielleicht gegen früher etwas abgenommen hätten an Beſtiali
tät ſeien ſie aber leider nicht geringer geworden. Früher hätten
auch die bürgerlichen Parteien die Soldatenmiß handlungen als

eine Kulturſchande bekämpft. Sogar ein Prinz, Georg
von Sachſen, habe ſich in ſcharfer Sprache gegen die Mißhand-
handlungen im Heere gewandt. Nachdem in dem Artikel einige
charakteriſtiſche Stellen aus dem bekannten Erlaß des Prinzen
Georg wiedergegeben worden ſind, heißt es weiter, daß auch
heute noch die Worte vollinhaltlich zutreffen jedoch ſei jetzt
ein ſolcher Erlaß ganz undenkbar, weil er den ſogenanten
„militariſtiſchen Jntereſſen“ widerſpräche und weil man jetzt
keinerlei Rückſicht mehr zu nehmen brauche auf die Anſchauung
des militärfromm gewordenen Bürgertums und ſeiner parla-
mentariſchen Vertreter. Aber das Volk werde dieſer Kaſernen-
barbarei nicht allzu lange mehr ruhig zuſehen.

Man kann geſpannt darauf ſein, welche Worte oder Sätze
der Staatsanwalt aus dem Zuſammenhang herausklauben
wird, um dem verantwortlichen Redakteur einen Strick daraus
zu drehen. Die Hausſuchung war einſtweilen ein Schlag ins
Waſſer. Die Beamten erbeuteten lediglich einige der fraglichen
Nummern des Echo, aber kein Manuſkript. Da der Staats-
anwalt erſt ſo lange Zeit nach dem Erſcheinen des Artikels
eingreift, liegt die Vermutung nahe, daß erſt von Berlin der
bekannte „ſanfte Druck“ ausgeübt worden iſt. Zur deutſchen
Preßfreiheit jedenfalls die paſſendſte Jlluſtration.

Deutſche Organiſation in Norwegen.
Jn Bergen in Norwegen hat ſich im Juli ein deutſcher

ſozialdemokratiſcher Verein Vorwärts gebildet,
der ſchon 40 Mitglieder zählt. Verſammlungen finden im
Sommer Mittwochs und im Winter Sonnabends ſtatt, und
zwar Volkshaus (Folketshus) abends 85 Uhr. Das Ver-
kehrslokal des Vereins iſt das Café Torgheim, Torvet 17.
Dort liegen auch deutſche Zeitungen und Schriften aus.

Der Verein wäre dankbar, wenn ihm von Parteigenoſſen
Bücher oder Broſchüren, die nicht mehr gebraucht werden, über-
ſandt würden

Eine Bebel Büſte,
modelliert von dem Berliner Bildhauer Obſt, wird in kurzer
Zeit fertiggeſtellt ſein. Es ſoll dafür Sorge getragen werden,
daß die Abgüſſe der Büſte, deren Herſtellung vom Künſtler per
ſönlich überwacht wird, in den weiteſten Kreiſen der Partei-
genoſſen Eingang finden. Es ſind aus dieſem Grunde drei
verſchiedene Größen in Vorbereitung.
Größe A iſt 80 Zentimeter hoch und beſonders für Säle ge

eignet. Der Preis beträgt 20 Mk. Größe B iſt 60 Zentimeter
hoch und eignet ſich für kleinere Säle und Vereinszimmer. Der
Preis iſt 15 Mk. Für das Heim der Arbeiter wird beſonders
eine Ausgabe geeignet ſein. Eine Büſte, die 20 Zentimeter
hoch iſt und einen würdigen Zimmerſchmuck bildet. Dieſe
Büſte wird zu dem geringen Preiſe von 2 Mk. abgegeben.

Den Generalvertrieb für dieſe Bebel -Büſten hat unſer
Berliner Parteiverlag, die Buchhandlung Vorwärts, über-
nommen. Beſtellungen nehmen jetzt ſchon alle Parteibuchhand-
lungen entgegen.

—————2 vv-„—„öX-----v—Verſammlungsberichte.
Verſammlungsberichte, welche ſpäter als zehn Tage nach Statt-
finden der Verſammlung eingehen, finden keine Aufnahme.

Holzarbeiter. Jn der Ferſen vom 30. Auguſt wurde
den Mitgliedern des Reſultat der Urabſtimmung zur Kenntnis
gegeben. Abgegeben wurden 889 Stimmen. Davon ſtimmten
546 mit ja und 288 mit nein, fünf Stimmen waren ungültig.
Es hat ſich demnach eine knappe Zweidrittelmehrheit für die
Beitragserhöhung entſchieden, ſo daß der Geſamtbeitrag für
die hieſige Zahlſtelle in Zukunft 85 Pfg. betragen wird. Leider
iſt nun nach der Abſtimmung in einer Reihe größerer Betriebe,
durch die anhaltende ſchlechte Konjunktur, die wöchentliche Ar-
beitszeit weſentlich herabgeſetzt worden, wodurch die davon be-
troffenen Kollegen eine erhebliche Lohneinbuße erleiden. Die
Verwaltung ſchlägt deshalb der Verſammlung vor, zurzeit von
der Erhöhung des Beitrags abzuſehen und damit zu warten,
bis eine beſſere Konjunktur einſetzt. Die Verſammlung ſtimmt
dem zu und beſchloß ferner, die in der am 31. Mai dieſes Jahres
bis zum 31. Auguſt beſchloſſene Ausgeſteuertenunterſtützung
unter denſelben Vorausſetzungen bis zum 1. März 1914 zur
Auszahlung zu bringen. Sie iſt dabei von der Erwartung ge
tragen, daß die Mitglieder dieſe beſonderen Ausgaben der
Lokalkaſſe durch erhöhte Beitragszahlung baldigſt wieder wett
machen. Der Vorſitzende gab ſodann bekannt, daß ſich eine
Vorſtändekonferenz mit dem Projekt einer beſchäftigt hat. Die Herberge ſoll auf dem Grundſtück der Ge
noſſenſchaftsdruckerei errichtet werden. Da aber rechneriſche
Unterlagen über den Bau noch nicht vorlagen, wurde in eine
Erörterung der Angelegenheit nicht eingetreten. Beſchwerde
wurde geführt über die Firma Dehne. Dieſelbe verſucht jetztin der Zut der Kriſe durch einen unerhörten Terrorismus
unſere Kollegen in die gelbe Vereinigung hineinzubringen. Der
Meiſter der Firma, der bemüht iſt, das Treiben ſeines Herrn
nach Möglichkeit zu fördern, hat den Kollegen erklärt: „Wer-
den Sie gelb, dann iſt Arbeit genug für Sie da, wenn Sie das
aber nicht tun, dann fliegen Sie.“ Die Verſammlung nahm
von dieſer Angelegenheit mit Entrüſtung Kenntnis und beauf-
tragte die Verwaltung, geeignete Schritte dagegen einzuleiten.

Deutſcher Bauarbeiterverband. Jn der Mitgliederverſamm-
lung am 26. Auguſt gab zunächſt der r den Kaſſenbericht
vom 2. Quartal. Die Einnahme und Ausgabe der Hauptkaſſe
bilanzierte mit 16 897,50 Mk., die Einnahme der Lokalkaſſe be-
trug inkl. Beſtand 15 216,11 Mk., und die Ausgabe 10 715,87 Mk.
Verbleibt ein Kaſſenbeſtand von 4500,24 Mk. Die Mitglieder-
zahl betrug am Schluſſe des Quartals 2782. Dem Kaſſierer
wurde Entlaſtung erteilt. Den Bericht vom Bauarbeiter-
ſchutzkongreß erſtattete Kollege Heder. An den Bericht ſchloß
ſich eine längere Diskuſſion, in der beſonders zum Ausdruck
kam, daß die Kollegen auf den Bauſtellen ſelbſt mehr dafür
ſorgen ſollten, daß die Schutzbeſtimmungen von den Unter-
nehmern durchgeführt werden. Des weiteren wurde das Reſul
tat der im Juli aufgenommenen Bauten- und Lohnſtatiſtik be-
kanntgegeben. Ferner faßte die Verſammlung noch den Be-
ſchluß, daß die Todesanzeige verſtorbener Kollegen auch im
Grundſtein erfolgen ſoll.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parteignach-
richten Paul Hennig, Ausland, Gewerdkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen, für
Provinzielles Gottlieb Kasparek, für die Anzeigen Wilhelm
Herzig; Verleger Alfred Jähnig, ſämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

einer Preisren Gernuss.
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a

Walhalla Jresfer
Anfang 8 Uhr.

ges des behebten und berühmten Frits Stel Rnsembles
mit dem Sehblager der Saison:

Bravo-Dacapo! Die Heu Mewel
Rovue über die Ereignisse der Neuseit von Max Raetebarät.

Rinlagen von Max Larsen. Musik von Rud. Thiele.
n Szene gesetzt von Direktor Fritz Steläl.

Die Bahetts und Tiunre sind arrangiert und einstudiert
vom Kgl. Mailänd. Hofballettmeister Gtovanni

Orehester Dirigent: Kapellmeistor Ben-1. Bld: Auf Rahnhberf Friedriohstraese. un For
der Passage. 3. Büd: Ein Sportſfest. 4. Bna: Auf dem
Wuwenvane. 5. Bild Im VFriedriehehain. 6. Bild:
Beim Roseniavalior. 3118

3 grosses Ballotts 3

30 d 30Die prächti a ä an Dekorsationen, Kostümen undRequisiten übertri e aneg t isher in diesem Genre Dagewesene!

Billetts stets 8 S im Voraus.

ß
IMNbared InD,

Nächsten Freitag den 5. September on

1/29 Uhr im „Volkspark“

SitzungTagesordnung
Eingänge und Mitteilungen.
Abrechnung vom Gewerkſchaftsfeſt.
Die Verſammlung des Verbandes der Gewerbe
und Kaufmannsgerichte in Leipzig.

4. Die Kraukenkaſſen-Vertreterwahlen.
5. Bericht von der Jugendkonferenz.
6. Die Maßnahmen zur Vekämpfung der

Arbeitsloſigkeit in Halle [Saale).
7. Die bevorſtehenden Wahlen der Gewerbegerichts

Beiſitzer.
8. Verſchiedenes.
m zahlreiches uno pünktliches Erſcheinen der Delegierten

3113 Der Vorstand.
Achtung! Altenburger Hof!
Für die ſo überaus zahlreichen Glückwünſche u. ßer

Blumenſpenden, die mir anläßlich der Eröffnung zuteil gewor
ſind, ſpreche ich hierdurch meinen beſten Dank aus.
*1546 Hochachtungsvoll Albert Kersten.

c do

Restaurant Uebernahme.
Einem werten Publikum die gefällige Anzeige, daß ich ſeit dem

6. Auguſt das

Restaurant, Marienbad“, Forsterstr. Nr. 46,
übernommen habe. Es wird unſer Beſtreben ſein, die uns beehren
den Gäſte mit nur vorzüglichen Speiſen und gut gepfiegten Ge
tränken hr n Vereinen ſteht das Vereinszimmer, für 60 Perſonen,

ung.ir bitten uns in unſerem Unternehmen unterſtützen zu wollen.

3108 Ergebenſt Robert Sehatte und Frau.

h

Empfehle meine hekannten, vorzöglichen

Süd Welne
Taragona (Portwein) angenehm und fruchtig,

Flasche nur M. 1.00.
Claret, vornehmer, milder Rotwein, Flasche nur M. O 85.
Domaine de la Peairersa (pan. Rotwein) Bordeanx-

Charakter, Flasche nur M. 1.00.

Blutroter prima vollsüsser Stärkungs-
wein, Flasche nur M. 1.15.

Samos ganz vorzüglich, Flasche nur M. 1. 25
Malaga, ganz vortreff lich, Flasche nur N. 1. 25

Paul Runkel vorm Otto Hille,
Xitglied des Rab.-Spar- Vereins tstr., G8.p e Geiststr., 68 7

Wir halten auch ein for r
Lützkeondorfer Briketts
auf unſerer Marke: „„BR. GL“. *1548

Erube: Paullne ver, Feld b. Dörrtewſtz
und geben dieſelben zu billigſten Tagespreifen ab

Braunkohlen Jnduſtrie Geſellſchaft.

LILILILIIILIILIILIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIDem geehrten Publikum zeige ich ergebenſt an, daß ich das

zigarren-Geschäft
von Herrn R. Wetze, Neue Promenade G,
übernommen habe. werde ſtets beſtrebt ſein, die W ve
ehrenden Bürger reell zu bedienen, und bitte, mich in meinemneuen Unternehmen gütigſt unterſtützen zu wollen

Hochachtungsvoll

aus Richard Kühnemund.
Nux 16 Mk. Dberbett, Unterbett

GerösteteKkaffees u. Kiſſen, rot Jnlett, zu verkaufen
3107 v. Mk. 1.40 bis Mk. 2 30 3110) Albrechtſtr. 16, J. links

in vorzügl. Qualitäten(ar Breiteſtr. u. Markt- Frische Kmieckeler

platz, im Turm. z
Talamt-

Spal- berbio endet
ſtraße 7.

Vnsere Lampen

Aussehen.

Modoerne

von B. 25 A. an.

Halle a. S.,
Leipzigerstrasse 90.

C Mitglied des Rabatt Spar- Voroins.

Tischlampen.
haben gute Brenner und elegantes

9Messing-lampen

C. F. Ritter,

ws
Mein ſehr beliebterff. RübenSpeiſe-Sirup

3109)

Pfund nur O Pf.
wieder friſch u iOtto Hine, Geſſtſtr.

Mitglied des Rabatt-Spar-Ver

Ig. neuen Souerkohl ren 5 re

ff. Pöhelknochen Pfund 35 Pfg.

kette zurte Bücklinge an 9 u

F. Krause
Alten Markct S gtot

16544

Zlondes Maar
dunkeit nach, was auf die Eber-
mabige Fettabsonderung, dem
Anlegea von Staub und Schmutz
zurückzuführeg, ist. Wie leicht
kann caiesem Uebel vorgebeugt
werden, wenn man das so de
edte miiiionenhatt erprodte

Kamilien-Shampoon
mit dem schwarzenKopf

abwechselnd mit
Di-Shampoon

mit dem schwarzenkKopf

wöchenttich zwelmal regelmäbig anweadet.
liche e i In inre Rechte.

Kamillien- und
Der Erfoig, den unser allseltig dekanntes und delledtes

Ei-Gha

er waährend,

den Hagrausfali betördern,. Kamilioao-Shempoon mit dem sohwarzen Kopf ist in u.
Paketen a 25 Pfg, (7 Pakete A. iiheken, progenet und Parſüme: ion erhSittich.

Allelnig. Fabrik. Hans Scawarzkost, G. m. d. H., Berlin N. 37.

rden Von Unreinigkeiten betrelt, die sehöne, natür-

mpoon mit dem sehwaerzen
tagtägtich e zeigt sich am besten darin, daß eine VUazanl Nach-

mungea von recht z2weifelhaner Natur in den Handel
gebracht werden, weshamb man deim Einkauf besonders
c nebenstehende Schutzwarke achten möge.

r len und -Shampoeon mit demkhwarzen KLopk ist ein W einwand-
wie die Untersuchungen er-

geden haden, die Nachahmungen oft Awzende Stofte
enthalten ad so statt einer fationeüen 277 e

in allen Apo-

900900000

z. Alfuſt Behels.

Ein GedüſchtnizHlott

Reich Reichilluſtriert.

Preis 10 Pfennige. Porto 3 Pfennige.
Zu beziehen durch alle Austräger und die

Volks -Buchhandlung, Halle (S.),

r Harz 42 44.

*15

Dr. Thompson's
Seifenpulver

(Schutzmarke Sohwan)

ist billig, bequem, sparsam,

schont die Wasche

s1os Fahrräder
kauft stets zu solidan Preisen
H. Schindler Kl. Ulrichstr. 35.

Mein veraltetes *1545

e nächtliche
ee

Se verſtärkt. Kebharet

enDieſe ein acin t c

Apollo Theater
ecdh verhge ſage.

tolle Schwank [8114

die Spanische
Fliege.

In Leipeig über 100, in Magae-
durg über 50 Aufführangen.

Donnerstag d. 4. Sept. z. 1. Male

e

Wer vorteilhaft xanten

will. wähnle das heiskrüäftigoe

Beund Brikett.

Wer r und i woglent sein will
bestelle diese bei

Kurt Ströfer Co.
Kontor:

Leſipsigeratrasso 53
(am tHrebeekpiats).

Klommverkeut:
Oauennaorweg 9

neben Kivendahn werkstätte).

pfraen
erhalten b. kr. Störung, Blut
ſtiockung, Weißfluß, alle aner-a räparate, ſanitärepül n biligſArten der Genfer

N. um de
Sgue a. d. S., HrafewgegFrau Böhnert. pro z

e everſente [2524

H. Böhlert“s
Roßschlächterei,

Glauchaerstrasse 75
gg We an der Glauchaiſch. Kirche)

empfiehltFluch Rouladen, Gehacktes,

Lepde, gekochten Schinken

ſowie alle Arten

S Waursiwaren
in bekannter Güte. D. 0.

Arrtfern.
August Weidaue,
Goldschmied u. Graveur,

7 Bismarckpiatz 7.
Lager inmodernem Schmusek.

todernſte Zimmer Uhren
und Tascehen Uhren.

Werkſtatt zur allerArbeiten im Fach.
Traurinmng e
in allen Preislagen. 1471

erhalten bei Störungen, Stock-
ungen ete. die besten Präpa-
rate billigst. Erste und älteste
r der Welt. 3116ül- A arate wieeie sein allen enorm billig.
Schon von 1.35 an. Gute 2.50.
Beste 3.50 6.50.

Briefl. Auskunft geg. 20 Pfg.
Briefmarken.

Diskreter Versand.

D. Bed. ErtCevera
(Sanitas Depot)

Holie a. d. S., Leipzigerstr. Il,
kin zu Kleiner Sandhberg,9 Deegenub. Dhrichskirehe.

Kein Laden. Frauenbedienung.

Böttcher- Waren t
P. Horlebeck., Kleine Ulrigeh 1/2 a risſtraße ö.

u
gebr. Grude m. Gimtkaſt. bill.

Taubenſtr. 9.

ttanarKen.trick Haschinen
mit Anleitung und Arbeit.

J. Winterstein, Oleariusſtr.9. s

Arbeſts warſt
Tuent. Klempner Se

X ſtelle ſofort ein.x Max Wels, Dand wer 7

AAngerer lauſbuns z15 Jahr,
ſucht Albreochistroase

ſegg, zfti

durch das Mietzrechl.
Gemeinverſtändliche

Erläuterungen des geſetzlichen und
vertraglichen Rechts.

VonArbeiterſekretär M. Güldenberg.

Preis 40 Pf., Porto 5 Pf.
Zu beziehen durch die

Volksbuch handlung
a. S., varz 42/43.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 1. Sept.
Aufgeboten: Arbeiter Reander

u. Luiſe Koe t
ſtädterſtr. 3 u. MansfeldeTiſch er Dreyhaupt und artke

bſt (Berlin u. Schmeerſtr. 7/8).
Kaufmann Krebs u. Berta Wald
heim (Gr. Klausſtr. 10 u. Pofa-
dowskyſtr. et lasmacher Polte
u. Frida Mehlei (Breitenſtein u.Robert Franzſtr. 2). Bergwerks-
direktor Keller und Eliſe Braun
Zwickau und Schwetſchkeſtr. 2).
okomotiv Hilfsheizer Farl und

L. Vquſe Halle un e tedt)Poſtbote Jennich u. M. Albrecht
(Holle u. Allſtedt). Arbeiter Beh
rendt u. Martha März (Schiepzig).

Geboren: Verſtorben. ArbeiterJhlo T. (Schmiedſtr. Arbeiter
Schatz T. (Gerberſtr. 12). Arbeiter
Vandewe S. 32). Oberehe biſch aus Niemberglinik). Wer Kloſtermann

Bugenha Kerte 8). Arbeiter
RNeubert S (Torſtr. 36). Arbeiter
Walther T. (Spitze 38).Geſtorben Peiters Zöller T.,
1 (Gerberſtr. 4). Zimmermannhner, 62 J. Beeſenerſtr. 10).

itwe Kießling e Keller, 73 J.
Sag raße 68). Arbeiters

üler S., 8 Mon. (Auguſta-Gas t Je J eahre (Zwingerſtraße 29)Sdeicheneler Shulß

le Lelrgehenge 47 J. (Klinik). Ei enbahn- ilfsſchaff. mere Erbert Tocht.,

11 Mon. (Hardenbergſtraße 4).
oſtſekretär a. D. Berger, 61 J.

(Beeſenerſtraße 31).

Halle-Rord (Gr. Brunnenſtr. 3).
1. September.

Aufgeboten: 2anffezr Hei
nicke und Frida Se (Exfurt u.
Fchplwerg 19). Lackierer Schmidt

Frida Aderhold (Charlotten-burg u. Eichendorffſtr. 13). Kürſch-

ner Taubert u. Minna Weber
(Schkeuditz u. Kröllwitzerſtr. 13).

ilfsheizer Aderhold und Klarg
einze (Raffingrieſtr. 46 u. Gr.
runnenſt. 48). Klempner Schmidt-

en u. Klara Herbſt Ammendorf
r. Brunnenſtr. 30). Land-wirtſchaftskammer Beamter San

der u. Walli Thtiele (Herderſtr. 12

u. h en Fr Sebhoren: rtler eierGoſenſtr. 20). Arbeiter Bern-
ardt T. (Angerweg 10). Lehrer

aus Känenga S.Herzen Bahnwärters Ham-
mer Ehefrau Pauline geb. Gün-ther aus Nauendorf, 43 J. Wwe.

ek geb. Groß mann 70 J.
(Brandenburgerſtr. 9). Privat
manns Graupner Ehefr. Luiſe geb.

echtel, s (Ludw. Wucherer
S Kaufmann Jeſau, 20 J.ſchen e reiLerche, 69 JahreW Mei ner(Kaiferſtr. h
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 206

Das Land der Geburteneinſchräukung.

Tr. Paris, 28. Auguſt. Es hat uns nicht wenig überraſcht,als wir in der deutſ n Parteipreſſe laſen, daß n werten
Parteikreiſen ernſthaft die Frage erwogen wird, ob die Ein
ſchränkung der Geburten nicht ein proletariſches Kampfmittel
ſein könne. Wir halten es deshalb für angebracht, kurz auf
die Reſultate hinzuweiſen, die der Geburtenrückgang in Frank
reich geſchaffen hat.

Frankreich iſt nicht nur das Land, wo ſeit mehr als einem
Menſchenalter die Geburten derart zurückgehen, daß ne ein
gleichzeitiges Sinken der Sterblichkeitsziffer und ohne die Ein
wanderung die r nicht nur wie es der Falliſt ſtagnieren, ſondern ſtändig zurückgehen würde. Daß die
Bevölkerungszahl nicht ſinkt, iſt außer den angegebenen Ur-
ſachen lediglich dem Umſtande zu danken, daß in einzelnenLandesteilen der Geburtenuberſchutz ein ſehr großer iſt. Da

egen gibt es ganze Departements, die ſich rapide entvölkern.Frantreis iſt aber auch das Land, wo die Geburteneinſchrän-

ung der a r Neumalthuſianismus als Kampf-
mittel der Arbeiterklaſſe empfohlen wird, und zwarvon den Shyndikaliſten. Wir müſſen ans der Genauigkeit
halber hinzufügen, daß man in den ſhyndikaliſtiſchen Kreiſen
von dieſem „Kampfmittel“ zurückzukommen beginnt ebenſo
wie von der Sabotage, die als Kampfmittel der Geburtenein-
ſchränkung gleich zu bewerten iſt.

Der Geburtenrückgang iſt in Frankreich keine Erſcheinung
des proletariſchen Milieus. Man könnte eher das Gegenteil
ſagen. Die der Reichen iſt ja eineinternationale Erſcheinung. Sie fällt nicht ins Gewicht, weil
die Zahl der Reichen verhältnismäßig gering iſt. Das ſo-
genannte Zweikinderſyſtem iſt in Wirklichkeikt bäuerlichen
Urſprungs und iſt von da auf das übrige Kleinbürgertum
übergeſprungen, um zuletzt auch in den proletariſchen
Schichten Eingang zu finden. Der Ausdruck „Zweikinder-
ſyſtem“ iſt übrigens falſch. Es iſt richtiger von einer ſyſtema-
tiſchen Geburtenein ſchränkung wobei die Abortivmittel eine
nicht 7nge Rolle ſpielen zu ſprechen.

Welches ſind nun die wirtſchaftlichen und politiſchen Folgeerſcheinungen r r Auf die urſachen
brauchen wir nicht weiter einzugehen. e liegen auf der
Hand. Es ſind das hauptſächlich die große Zerſplitterung
des Bodens und die induſtrielle Stagnation.

Aber wenn wir ſagen, daß die induſtrielle Stagnation eine
Urſache der Geburteneinſchränkung iſt, ſo iſt das nur zur
Hälfte richtig. Denn hier greifen Urſache und Wirkung
ineinander. Die velative Stagnierung der franzöſiſchen Jndu-
ſtrie iſt teilweiſe auch auf das Fehlen von Arbeits-
kräften zurückzuführen. Jn Frankreich fehlt der bäuer-liche s auf dem Arbeitsmarkte zum großen Teile. Wenn
die franzöſiſche Jnduſtrie, die einſt der deutſchen weit voraus
war, ſo ins Hintertreffen geraten iſt, wenn es dadurch den
Gewerkſchaften viel ſchwerer möglich iſt, beſſere Arbeitsbe-
dingungen und vor allem eine Verkürzung der Arbeitszeit
durchzuſetzen ſelbſt in Paris iſt der normale Arbeitstag noch
zehn Stunden, ſind kürzere Arbeitszeiten noch die Ausnahme

ſo liegt das teilweiſe an dieſer Geburteneinſchränkung.
Es iſt aber eine Lufthypotheſe, zu glauben, daß die Arbeits-

bedingungen ſtändig er werden, wenn ein Mangel an Ar-
beitskräften vorhanden iſt. Das Kapital iſt international. Es
ſucht die Arbeitsmärkte auf, wo ſeine Rentabilität am beſten
geſichert iſt und aufs höchſte geſteigert wird. Und ſo haben
wir in Frankreich als Folgeerſcheinung des Geburtenrückgangs
die Stagnierung der Jnduſtrie, die Auswan-
derung des Kapitals und die Jmportierungfremder Arbeitskräfte zu verzeichnen. Daß die
Franzoſen die Wucherer der Welt ſind, daß die geldarmen
Staaten ſich vor allem nach Paris wenden, iſt bekannt. Und ſo
kam auch die widernatürliche ruſſiſch- franzöſiſche
Allianz zuſtande. Die franzöſiſche Banken leihen aber nicht
nur den Staaten ihr Geld, ſie legen ihr Geld auch in fremden
Jnduſtrien an nicht zuletzt in Deutſchland und machen
damit der franzöſiſchen Jnduſtrie die ſchwerſte Konkurrenz.
Dieſer Hochverrat des franzöſiſchen Kapitals iſt oft in der
franzöfiſchen Partei- und Gewerkſchaftspreſſe gebrandmarkt
worden.

Schließlich hat der Geburtenrückgang in Frankreich einen
wachſenden Jmport von Arbeitern erzeugt.

Die Apoſtel der Geburteneinſchränkung werden vielleicht ein
wenden, daß dagegen 4 e Mittel helfen. Das iſt ein
roßer Jrrtum. Es gibt in Frankreich ein Geſetz, das die
ahl der in einem Betriebe beſchäftigten Arbeiter auf höchſtens

10 Proz. der Geſamtzahl beſchränkt. Dieſes Geſetz wird ein-
fach nicht angewendet, weil es nicht angewendet werden
kann. Würde es angewendet, dann wäre es gleichbedeutend
mit der Beſeitigung ganzer er eh Dieweltbekannte Pariſer Modeinduſtrie, die Kürſchnerei, die Bau-
induſtrie, beſchäftigen in der großen Mehrheit Ausländer.
Während des belgiſchen Generalſtreiks haben eine große An
r von Fabriken der Metall und Textilinduſtrie des indu-
ſtriereichen nordiſchen Grenzgebietes, wo übrigens der Ge
burtenrückgang noch am ſchwächſten iſt, den Betrieb einſtellen
müſſen. Schlimmer noch iſt es in den neuerſchloſſenen
Kohlendiſtrikten der Normandie und in dem Erzgebiet von
Longwy, das an der luxemburgiſch-deutſchen Grenzecke gelegen
iſt. Hier ſind die Mehrzahl der Arbeiter Jtaliener, und zwar
meiſt Süditaliener. Der Reſt ſetzt ſich aus Luxemburgern,
Polen, Deutſchen uſw. zuſammen. Die franzöſiſchen Arbeiter
machen kaum 10 Proz. der Geſamtzahl aus. Jn dem neu-
erfchloſſenen Kohlengebiet der Normandie, wo man jetzt auch
mit der Ausbeutung der Eiſenerzlager beginnt, hat man die
Arbeiter noch weiter hergeholt. Griechen, Aſiaten, Nordafri-
kaner bilden das Hauptkontingent. Wie es mit den Arbeits-
bedingungen in dieſen Gebieten beſtellt iſt, kann man ſich
leicht vorſtellen. Die Löhne ſind durchgehend erheblich nie-
driger als die der franzöſiſchen Arbeiter. Das Truckſyſtem iſt
in hoher Blüte. Erleidet ein Arbeiter einen Unfall, wird er
über die Grenze abgeſchoben. Alle Verſuche, die Arbeiter ge
werkſchaftlich zu organiſieren, ſind bisher geſcheitert; denn dort
herrſcht der ſchwärzeſte Unternehmerterror. Der franzöſiſche
Metallarbeiterverband hat dort vor einigen Jahren einen
Sekretär angeſtellt, der ſich der widmenſollte. Der Mann wurde von der Polizei und den Gerichten
wie ein wildes Tier gehetzt und ſchließlich zu 114 Jahren Ge-
fängnis verurteilt. Mit der politiſchen Bewegung ſteht es in
dieſer Jnduſtriegegend nicht beſſer. Es kam wohl trotz des
ungeheuerlichen Unternehmerterrors verſchiedentlich zu An
ſätzen der Gewerkſchaftsorganiſation: Da waren es die Unter
nehmer, die Streiks organiſierten, die dann mit
Gendarmerie und Militär niedergeknüppelt wurden

Auf die allgemeinen wirtſchaftlichen Folgen der Geburten-
einſchränkung haben wir bereits hingewieſen. Nun noch ein
Wort zu den politiſchen Folgen. Die ruſſiſch-franzöſiſche
Allianz als indirekte Folge haben wir bereits m Daß
die Verlängerung der Zienſ zeit eine Folge der Geburtenein-
ſchränkung iſt, weiß man. ber dabei bleibt es nicht. Seit
einigen Jahren wird eine geſetzliche Quackſalberei betrieben,
die vorausſichtlich bald unangenehme Folgeerſcheinungen haben
wird. Bisher hat man ſich mit der Begünſtigung kinderreicher
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Familien begnügt. Es mehren ſich jedoch die Geſetzesvorſchläge,
die eine direkte und ſchwere Beſteuerung der Unverheirateten
und der kinderarmen Familien beantragen. Die Einführung
der dreijährigen Dienſtzeit wird aber der Jnduſtrie und der
Landwirtſchaft weitere 150 000 Arbeitskräfte entziehen. Die
Heranziehung der weiblichen Arbeitskräfte und der
Ausländer wird alſo weiter wachſen. Denn eine andere
Folgeerſcheinung der Geburtenverminderung iſt die Heran
erung der verheirateten Frauen zur Srwerbstätigkeit, womit

ankreich an erſter Stelle ſteht. Daß die Frauenarbeit preis
drückend wirkt, iſt bekannt. Die jüngſt abgehaltene franzöſiſche
Gewerkſchaftskonferenz hat deshalb beſchloſſen, auf der nächſten
internationalen Gewerkſchaftskonferenz die Diskutierung der

vage der Einwanderung zu beantragen. Viel werden Be-
chlüſſe dagegen nicht helfen, denn die Unternehmer holen fich

ausländiſche Arbeiter mit Vorliebe aus den Ländern, wo die
Gewerkſchaften noch wenig entwickelt ſind.

Wir faſſen uns alſo dahin zuſammen: Die ſſyſtematiſcheGeburteneinſchränkung hat in Frantreich teilweiſe die Ent-

wicklung der Jnduſtrie behindert, hat damit denGeweriſchaftſrampf erſchwert, hat die Heran-
ziehung der weiblichen und der ausländiſchen
Arbeitskräfte gefördert, den Einfluß derOrganiſationen aus ewiſſen Jnduſtrienausgeſchaltet und hat ſchließlich politiſch weit-
tragende reaktionäre Folgeerſcheinungen er-

Volkswirtſchaftliches.
Das Steigen der Güterpreiſe als Folge des Zolltarifs

tritt beſonders deutlich in Oſtpreußen zutage. Jndirekt muß
jetzt ſelbſt der Jahresbericht der oſtpreußiſchen Landwirt
ſchaftskammer zugeben, daß die von den Sozialdemokraten in
den Dezembertagen 1902 prophezeite Entwicklung ſich zu voll
ziehen begann: Die Bauern werden von der Scholle
getrieben, Grund und Boden wird Spekulationsobjekt!
Das Steigen der Güterpreiſe ſteht in keinem Verhältnis zu
den Gütererträgen, hat aber natürlich zur Folge, daß auch die
Pachtpreiſe rapid in die Höhe gegangen ſind. Und die Bauern,
die kein eigenes Land haben, kommen trotz der intenſiveren
Bewirtſchaftung des Landes und trotz der höheren Erträge
immer tiefer in die Schulden wirtſchaft hinein.

Der Güterumſatz war ein reger und der Grund und
Boden iſt weiter im Preiſe geſtiegen. Stellenweiſe wurden
bereits über 500 Mark für den Morgen bezahlt. Daß
die durch eine Steigerung der Rentabilität keineswegs be-
gründete Erhöhung der Bodenpreiſe für das landwirtſchaft-
liche Gewerbe eine ernſte Gefahr bedeutet, wird von den
maßgebenden Stellen anerkannt. Abgeſehen von der zu-
nehmenden Verſchuldung des Grund und Bodens werden
leider der Landwirtſchaft auch Elemente zugeführt, die das
Gut nur als eine Verkaufsware anſehen. Die Zahl der Sub-
haſtationen iſt gering geweſen. Aus der jetzt überall zur Er-
hebung gelangenden Umſatzſteuer haben die Kreiſe wiederum
bedeutende Einnahmen erzielt. Beiſpielsweiſe ſind in einem
Kreiſe im Jahre 1912 357 Beſitzungen verkauft und neu auf-
gelaſſen und brachten 115 297 Mk. Umſatzſteuer. Bemerkens-
wert iſt, daß unter dieſen 357 Grundſtücken 61 die erhöhte
Umſatzſteuer von 2 Prozent bezahlen mußten, weil die Auf-
laſſung in den letzten drei Jahren zum zweiten Male er-
folgte.

Wer zwiſchen den Zeilen zu leſen verſteht, dem ſagt ſelbſt
dieſer ſchönfärberiſch agrariſche Bericht genug. Uebrigens
ſchließt das Berichtsjahr im März und ſeither ſind abermals
die Bodenpreiſe geſtiegen, 600, 700, ja 800 Mark und mehr
werden in Gegenden bezahlt, die noch ziemlich weitab von den
Eiſenbahnlinien liegen. Der Sohn des Kleinbauern, der des
Vaters Gut übernehmen muß, kann ſich „totzappeln“ mit Zins-
zahlungen und iſt am Jahresſchluß ein Jahr älter, aber keine
Stunde reicher. Das iſt der Segen des Zolltarifs!
Denen, die ohnehin im Fett ſchwimmen, füllt er die Taſchen,
die Kleinen aber ſchleudert er ins Proletariat hünunter.

Eine Stadt als Privateigentum.
Die Beherrſchung des geſamten ſozialen und politiſchen

Lebens durch das Großkapital, wie ſie bei uns durch das Drei-
klaſſenwahlrecht und Einflüſſe „hinter den Kuliſſen“ zuſtande
kommt, erfolgt in Amerika öfter auf noch viel einfachere Weiſe.
Nach dem Muſter der bekannten Pullmann-Stadt bei Chikago
hat die Elinchfield Coal Co., eine Bergwerksgeſellſchaft in
Virginiag, mehrere Orte gegründet, die ihnen mit Leib und
Seele zu eigen ſind. Ein Bergmann berichtet über die Stadt
Dante, die etwa 5000 Einwohner zählt: Jedes Haus, ein-
ſchließlich das des Arztes, des Zahnarztes, Barbiers, Hotel,
Poſt, Schule, Kirche, alles gehört der Geſellſchaft. Es gibt
keinen Bürgermeiſter, keinen Gemeinderat oder was einer Be-
hörde gleicht, außer zwei „Baldwins“ (Privatpoliziſten) der
Firma, die Schutzleute heißen und Leute in das Gefängnis,
das auch der Firma gehört, einſperren. Es gibt nicht einmal
ein Wahllokal; das nächſte iſt in Caſtlewood, einem Oertchen
von einigen hundert Einwohnern in 16 Kilometer Entfernung.
Die Geſellſchaft hat in der Nähe noch zwei Wohnorte gleicher
Art, Dumps Creek und Cranesneſt im Umkreis von 25 Kilo-
metern. Nach dem Geſetz von Virginia müßten die Orts-
behörden von den Bewohnern gewählt, die Poliziſten Bürger
des Bezirks ſein. Wider das Geſetz nehmen ſie Verhaftungen
vor, durchſuchen Briefe uſw.

Hier iſt nicht mehr nur die Arbeitskraft: der ganze Menſch
mit Leib und Seele, Bürger und Familien ſind Privateigentum
des Kapitals geworden. Die Vereinigten Staaten aber ſind
das gelobte Land der Menſchenrechte und Bürgerfreiheit.

Was der Panamakanal koſtet.
Die amerikaniſche Regierung hat ſoeben den Tageszeitungen

von Waſhington einen Auszug aus den bisherigen Baukoſten
des Panamakanals mitgeteilt. Danach haben ſich bis zum
30. Juni d. J. die Koſten auf 1 h Milliarden Frank be-
laufen ſie werden bis zum endgültigen Abſchluß des Baues
aber vorausſichtlich 1750 Millionen Frank betragen. Als im
Jahre 1901 die Vereinigten Staaten dieſes gigantiſche Unter-
nehmen anregten, hatte ein Jngenieurkomitee die Koſten auf
720 Millionen Frank geſchätzt. Fünf Jahre ſpäte ſetzte ſie eine
andere Kommiſſion auf 695 Millionen Frank feſt. 1908, nach-
dem die Jngenieure im Verlauf der vierjährigen Bauzeit be-
reits mehr Erfahrung über die örtlichen Verhältniſſe und
Schwierigkeiten erlangt hatten, erhöhte eine neue Kommiſſion
die Koſten auf 875 Millionen Frank. Vergleicht man dieſe erſten

24. Jahrg.

Koſtenberechnungen mit der Summe, die der Bau bis heute ver
ſchlungen hat, ſo findet man, daß ſie beinahe um 1 Milliarde
differieren. Woher kommt dieſer enorme Unterſchied? Es iſt
zunächſt zu betonen, daß die eigentlichen Bauarbeiten nach dem
Rechnungsabſchluß vom 30. Juni d. J. 938 Millionen Frank
betragen. Dazu ſind noch beſondere Ausgaben gekommen. Die
Entwäſſerung des mittleren Gebietes hat 75 Millionen Frank
gekoſtet, die Verlegung der Eiſenbahn weitere 50 Millionen.
Ferner haben ſich die Jngenieure in ihren Koſtenberechnungen
in der Höhe der Gehälter getäuſcht. So erhält z. B. ein
Mechaniker, der die Baggermaſchinen bedient, monatlich 1050
Frank, währenddem urſprünglich 625 Frank vorgeſehen waren.
Die Jngenieure, die nach dem Koſtenvoranſchlag mit einem
Maximum von 1500 Frank pro Monat angeſetzt waren, er
halten heute 2500 Frank. Ferner hat die Abänderung der nur-
ſprünglichen Pläne beträchtliche Mehrausgaben verurſacht. So
hat z. B. die Verbreiterung des Kanals in dem Abſchnitt von
Culebra weitere 50 Millionen Frank verſchlungen.

Gewerkſchaftliches.
Arbeitsrechtliche Wirkungen aus S 154 den

Gewerbeordnung.
Die vom 1. Januar 1910 in Kraft getretene Gewerbeord-

nungsnovelle vom 28. Dezember 1908 enthält in dem abge-
änderten S 154 Abſ. 1 und a. folgende Vorſchrift: „Von den
Beſtimmungen im Titel VII finden keine Anwendung. 4. Die
Beſtimmungen der 88 135 bis 139 a auf Gärtnereien
Damit wird ausgeſprochen, daß alle anderen Beſtimmungen,
die hier nicht ausdrücklich ausgenommen worden ſind, auf
Gärtnereien ganz allgemein Anwendung finden, d. h. auf
Gärtnereien, die gewerbsmäßig betrieben werden. So wird
man aus dem Geſetzestext zu ſchlußfolgern haben, und man
kommt zu dieſer Schlußfolgerung auch, wenn man ſich die
Umſtände vergegenwärtigt, aus denen heraus dieſe Vorſchrift
entſtanden iſt. Nichts deſtoweniger haben eine Anzahl Kom-
mentatoren der Gewerbeordnung und des Gewerbegerichts-
geſetzes erklärt, dieſe Vorſchrift ändere an dem bisherigen Zu-
ſtande im Arbeitsrecht der Gärtner, der ein einziger Rechts
wirrwarr geweſen iſt, durchaus nichts. Es war nun abzu
warten, wie die gerichtliche Praxis ſich dazu verhalten würde.
Anfänglich ſchien es, als neige ſie mehr der letzteren Anſchau-
ung zu. Jetzt aber ſcheint ſich ein allgemeiner Umſchwung zu
gunſten der erſteren zu vollziehen. Von neueſten Entſchei-
dungen ſei hier ein Urteil des Landgerichts Leipzig,
verkündet am 28. Juni 1913, angeführt, das ſich wie folgt
äußert: „Die Frage, ob und inwieweit Gärtnereien der Ge-
werbeordnung unterſtehen, wird ſeit der Novelle vom 28. De
zember 1908 überwiegend dahin beantwortet, daß nur der
feldmäßig betriebene Anbau von Pflanzen nicht unter
die G. O. fällt, daß aber im übrigen die Kunſt- und
Handelsgärtnerei in allen ihren Zweigen als Ge-
werbe angeſprochen wird, alſo im beſonderen auch, ſo
weit ſie Urproduktion ſind.“ Und genau in demſelben
Sinne führt ein am 9. Auguſt 1913 vom Gewerbegericht
Charlottenburg erlaſſenes Urteil aus, das in einer
Schlußwendung noch beſonders betont, das Gewerbegericht ver
laſſe damit bewußt und abſichtlich ſeinen bisherigen prinzi-
piellen Standpunkt, der auf der früheren Lage der Geſetz
gebung beruhte; ſeit der Novelle von 1908 ſei aber die Geſetz
gebung anders auszulegen. Beide Urteile berufen ſich neben
bei auch noch auf den bekannten v. Landmannſchen Kommentar
der G. O., 6. Auflage und auf zwei am 29. November 1911 und
am 20. März 1912 vom Dresdner Oberlandes gericht
in demſelben Sinne gefällte Urteile. Die ſächſiſchen ordent-
lichen Gerichte haben in der letzten Zeit überhaupt mehrfach
Urteile in Sachen des Gärtnerrechts erlaſſen und alle in dem
hier erwähnten Sinne.

Trotz dieſer an ſich recht günſtigen Entwicklung der Rechts-
pflege, die geeignet iſt, einen Rechtswirrwarr, gegen den die
Gärtner ſchon ſeit nahezu zwei Jahrzehnten einen erheblichen
Teil ihrer Kampfeskraft aufwenden, endlich zu beſeitigen und
klarere und beſſere Zuſtände hinſichtlich ihres Arbeitsrechts
herbeizuführen, erwachſen auch jetzt noch den Gärtnern viel
fach erhebliche Schwierigkeiten bei den Gewerbegerichten.
Gerade die Gewerbegerichte ſcheinen ſich am ſchwerſten zu be
quemen, die aus S 154 G. O. zu folgernde neue Rechtslage
anzuerkennen, denn noch fortgeſetzt gehen der Gärtnerorgani-
ſation Mitteilungen zu, wonach Gewerbegerichte ſich geſträubt
haben, Klagen aus dem Arbeitsverhältnis der Gärtner anzu
nehmen oder über dieſe in Verhandlungen einzutreten. Und
ſelbſt Arbeitnehmerbeiſitzer der Gewerbege-
richte ſtützen dieſen Widerſtand. Es muß darum wieder-
holt darauf aufmerkſam gemacht werden, daß einſchlägiges

»Material, im beſonderen die Wortlaute der ſchon ergangenen
neueren Urteile, jederzeit vom Allgemeinen Deutſchen Gärtner-
verein, Berlin, Luiſenufer 1, gern zur Verfügung geſtellt wird.
Jm übrigen enthält auch die Arbeiterrechtsbeilage des Korre-
ſpondenzblattes der Generalkommiſſion, Jahrgang 1913 Nr. 1,
einen diesbezüglich unterrichtenden Aufſatz

Differenzen im Schuhmachergewerbe in Straußberg.
Die geſamte Arbeiterſchaft der Schuhfabrik Delphin (Jn-

haber G. Jentſch) in Straußberg bei Berlin hat am vergange-
nen Sonnabend die Kündigung eingereicht. Seit faſt einem
Jahre nehmen die Differenzen in dieſem Betriebe kein Ende.
Eine das gewöhnliche Maß weit überſteigende Gewinnſucht
treibt den Unternehmer dazu, alle möglichen Mittel und Wege
ausfindig zu machen, um bei den alten, meiſtens ſehr niedrigen
Lohnſätzen eine ſtändig geſteigerte Leiſtung von jedem einzel-
nen Arbeiter zu verlangen. Oefterer Wechſel des Lohnſyhſtems,
bald Akkord- bald Zeitlohn und umgekehrt, ſoll dem vorgenann-
ten Zwecke dienen. Selbſtherrlich wird jedesmal der neue Lohn-
ſatz vom Fabrikanten diktiert. Trifft er bei einzelnen auf
Widerſtand, ſo erfolgt bald unter nichtigen Vorwänden die
Entlaſſung. Alle Vorſtellungen der Arbeiter, die durch den
Ausſchuß beim Fabrikanten vorgebracht wurden, waren ver
gebens. Scheinbar gab der Fabrikant nach, um vierzehn Tage
ſpäter den Wortführer der Zuſchneider zu entlaſſen, in wenigen
Monaten das dritte Ausſchußmitglied, das dieſe gaſtliche Stätte
verlaſſen mußte. Nun war die Geduld der Arbeiter erſchöpft
und alle reichten die Kündigung ein. Es wird gebeten,
auf Arbeitsangebote dieſer Firma nicht einzugehen.
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 2. September 1913.

Achtung, Parteifunktionäre!
Am Dienstag, den 2. September, abends 81 Uhr, findet im

Volkspark eine Sitzung des Vorſtandes, der Preßkommiſſion
und Diſtriktsführer ſtatt. Die Diſtriksführer, welche am Er-
ſcheinen verhindert ſind, haben ihren Stellvertreter zu ent-
ſenden.

Die Diſtriktsführer werden nochmals dringend er-
ſucht, das Ergebnis der Einzeichnung für die Kontrolle der
Wählerliſten im Parteiſekretariat abzuliefern.

Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins
für Halle und den Saalkreis.

Stadtverordneten Wählerliſten liegen aus

Die amtliche Liſte der ſtimmfähigen Bürger liegt bis ein-
ſchließlich Montag, 15. September d. J., während der Dienſt
ſtunden (vorm. 8--1 Uhr und nachm. 3--6 Uhr, Sonnabend
vorm. 8 bis nach. 2 Uhr) im Magiſtratsbureau VIII, Großer
Berlin Nr. 11, Zimmer Nr. 8, zur Einſicht aus.

Gegen die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Liſte kann von
jedem Mitgliede der Stadtgemeinde innerhalb der bezeichneten
Friſt im genannten Bureau ſchriftlich oder zu Protokoll Ein
ſpruch erhoben werden.

Eine Abſchrift der Wählerliſte iſt im Parteiſekretariat,
Harz 4243 III, in der Zeit von 8 Uhr vorm. bis 7 Uhr abends,
zur Einſichtnahme ausgelegt, ebenſo Sonntags bis 1 Uhr.

Um den Waählern, die zur perſönlichen Einſichtnahme der
Liſte keine Zeit haben, und die auch noch keinen Zettel mit
ihren Perſonalien an die Flugblattverteiler vom Sonntag
zurückgegeben haben, die Einſichtnahme in die Liſten zu er-
leichtern, iſt wieder, wie in früheren Jahren, von der Partei-
leitung die Einrichtung der Einzeichnungsliſten ge-
troffen worden. Die Liſten ſind in folgenden Diſtriktslokalen
zur Benutzung ausgelegt:
1. Diſtrikt Reſtaurant von Streicher, Kl. Klausſtraße 7.

Kautzſch, Martinsberg.
Goldne Kette, Alter Markt 11.
von Haaſe, Mansfelder Straße 11.
von Lobhſe, Jakobſtraße 23.
von Emmrich, Bertramſtraße 18.
von Müller, Böllberger Weg 23.
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a. von Sachſe, Lerchenfeldſtraße 14.
8. Ecke Wolfſtraße und Liebenauer Str.
g. von Angermeyer, Merſeburger Str. 54.
a. von Weber, Merſeburger Straße 32.
10. von Leitzbach, Streiberſtraße 25.
11. von Winkler, Delitzſcher Straße 19.
12. zur Olive, Ludwig-Wucherer-Straße,
13. von Stützer, Krauſenſtraße.14. von Köppchen, Unterberg.
15. von Krüger, BVreiteſtraße 17
16. Volkspark, Burgſtraße.17. von Emmer, Eichendorffſtraße 19.
18. Volkspark, Burgſtraße.19. von Bernſtein, Götſcheſtraße20. zum Lindenhof, Kroöllwitz.

Außerdem ſind Liſten in den weiteren Verkehrslokalen der
Partei und Gewerkſchaften ausgelegt, ferner in den Zigarren-
geſchäften von A. Albrecht, Lindenſtraße 53, Spengler, Geiſt-
ſtraße 5, P. Leuſchner, Mittelwache, im Barbiergeſchäft von
Kutzſchbauch, Große Klausſtraße 12, in der Volksbuchhandlung
Harz 42-43 und im Parteiſekretariat Harz 42-43, III.

Die Genoſſen, die noch offene Geſchäfte haben und ſich zur
Auslegung der Einzeichnungsliſten bereit erklären wollen,
werden erſucht, das ſofort dem Parteiſekretariat, Harz 42-48,
mitzuteilen.

J Die Wähler werden erſucht, ſich nicht wiederholt in
die Liſten einzutragen, da dadurch andere benachteiligt
werden. Vom Sekretariat wird dafür geſorgt werden, daß für
die Wähler, die in den oben angegebenen Lokalen ihre Adreſſen
eingezeichnet haben, ſowie auch für die bei der Hausagitation
aufgenommenen Adreſſen rechtzeitig die amtliche Wählerliſte
nachgeſehen wird.

Das Maſſenprügeln von Löbejün.
Mit vollem Recht hat die auf das empfindlichſte gekränkte

Einwohnerſchaft Löbejüns in der Oeffentlichkeit durch eine
große Verſammlung gegen die unerhörten Züchtigungsmetho-
den des Rektors Klonz Stellung genommen. Aber der Mann,
der dort vor der Oeffentlichkeit ſein Tun rechtfertigen ſollte,
blieb trotz dringlicher Einladung der Verſammlung fern. Kin-
dern, die ihm wehrlos ausgeliefert ſind, kann er leicht Schimpf-
reden gegen uns vortragen, aber aufrecht vor Andersdenkenden
ſeine Taten und Anſichten zu vertreten, dazu reicht's nicht aus.
Uber auch ohne ihn war die am Sonntag abgehaltene Ein-
wohnerverſammlung, in welcher der Reichstagsabgeordnete
Genoſſe Albrecht- Halle die Vorgänge in der hieſigen Volks
ſchule, vor und nach dem Gewerkſchaftsfeſt, eingehend behan-
derte, ſehr ſtark beſucht. Es waren zirka 300 bis 850 Perſo-
nen gekommen. Nach eingehender Schilderung und Kenn-
zeichnung der verſchiedenen deutſchen Arbeiterverbände wies
der Redner darauf hin, daß die deutſche Arbeiterklaſſe wegen
ihrer muſtergültigen Organiſation bei allen Kulturvölkern g e
achtet und berühmt iſt. Und in Löbejün unternimmt es ein
Rektor Klonz „ſeinen“ Schulkindern ein unglaubliches Zerrbild
dieſer Kulturbewegung beizubringen, um dieſe Kinder mit
Haß und Abſcheu davon denken zu lernen, während doch die
Eltern dieſer Kinder zum großen Teil Mitglieder der Partei-
oder Gewerkſchaftsorganiſationen ſind. Die Schule hat nicht
das Recht dazu, in dieſer Art in die Fa milienverhältniſſe ein-
zugreifen. Das Prügelrecht beſteht zwar leider noch in unſeren
Volksſchulen, es darf aber nicht ſo angewandt und mißbraucht
werden, wie das jetzt der Rektor Klonz getan hat. Mit der
fortſchreitenden Demokratiſierung unſeres Staatsweſens, die
nicht zu verhindern iſt, müſſen auch unſere Schulverhältniſſe
beſſer werden, bis unſer Ziel, die Einheitsſchule, erreicht iſt
und Prügeleien, wie die Löbejüner, ausgeſchloſſen ſind.
Verſchiedene Grundlehren des chriſtlichen Religionsſtifters
decken ſich zwar mit der ſozialiſtiſchen Anſchauung, aber nicht
mit der Löbejüner Erziehungsmethode. Das Vorgehen des
Rektors Klonz, 150—-180 Kinder wegen der Teilnahme an dem
von ihren Eltern gefeierten Gewerkſchaftsfeſt körperlich zu
züchtigen, ſteht vielmehr in ſchroffem Widerſpruch mit den
Lehren des Nazareners, der da ſagte: Liebet euch untereinander
oder: Du ſollſt deinen Nächſten lieben als dich ſelbſt. Die
deutſche Arbeiterbewegung iſt mit einem Bismarck und trotz
ſeiner groß geworden, und ſie wird erſt recht mit Herrn Klonz
fertig werden.

Jn der Diskuſſion wurden die trefflichen Ausführungen des
Referenten noch durch einige empörte Einwohner ergänzt und
dann folgende Reſolution einſtimmig angenommen:

„Die heutige öffentliche, von 300--350 Perſonen beſuchte Ein-
wohnerverſammlung verurteilt das Vorgehen des Herrn Rektor
Klonz, die ſchweren körperlichen Maſſenzüchtigungen der
Schulkinder, die an unſerem Gewerkſchaftsfeſte mit Kinder
beluſtigungen teilgenommen haben, auf das ſchärfſte. Die
Verſammlung iſt davon überzeugt, daß der Rektor Klonz nicht
das Recht hat, den Kindern die Teilnahme an dem Feſte unter
ſchwerer Strafandrohung zu verbieten.

Wir erſuchen die Königliche Regierung, das Diſziplinar-
verfahren gegen den Rektor Klonz einzuleiten, damit in Zu
kunft ſolchen Vorkommniſſen vorgebeugt wird.“

Dieſe Reſolution wird der Regierung übermittelt werden,
in der Hoffnung, daß ſie in dieſem Falle der Gerechtigkeit und
der Kultur baldigſt Geltung verſchafft.

Ein ſolches Einſchreiten der Regierung kann um
ſo ſicherer erwartet werden, als auch die bürgerliche Preſſe

das Vorgehen des Rektors über die Hutſchnur geht. So ſchreibt
ſogar das konſervative patriotiſche Weißenfelſer Tageblatt:

„Anderſeits verhehlt man ſich nicht, daß die Zwiſchenfälle ſich
hätten vermeiden laſſen, wenn der Rektor ſich geſagt hätte,
daß nach Lage der Sache die Eltern das Verbot nicht reſpek-
tieren, ſondern ihre Kinder doch mit zu dem Feſte nehmen
würden. Die Androhung von Prügeln an die Kinder war
wohl nicht am Platze, und der Rektor hätte verſtändiger
gehandelt, wenn er unter den gegebenen ſozialen Verhältniſſen
die Rechte des Elternhauſes etwas mehr berückſichtigt
hätte, zumal ein ſolches Verbot bis jetzt nirgends erlaſſen
wurde.“

Alſo beſinnt man ſich doch noch auf die „Rechte des Eltern-
hauſes“. Der Rektor hat die Kinder' gezüchtigt, weil ſie von
ihren Eltern auf ein Feſt mitgenommen wurden, das dem
Herrn Rektor nicht gefiel. Die Entrüſtung der Eltern über
ein derartiges Vorgehen iſt vollkommen gerechtfertigt. Die
Eltern hatten ſogar die Pflicht, ihre Kinder vor weiteren Miß-
handlungen zu ſchützen. Und nicht in der Beſtrafung der
Eltern, ſondern in der ſchleunigſten Entfernung des Päda-
gogen aus ſeinem Amte liegt die einzig gerechte und zweck-
mäßige Erledigung dieſer Angelegenheit, die allerdings in
höchſtem Grade beſchämend iſt, zwar nicht für die Sogialdemo-
kratie, deſto mehr aber für das preußiſche Syſtem!

Uebrigens hat unſer Stadtverordneter Genoſſe Röber dem
Rektor auf ſeinen Artikel in der Fuhnetalzeitung eine ge-
pfefferte Berichtigung geſchickt, die folgenden Wortlaut hat:

Es iſt nicht wahr, daß es ſozialdemokratiſche Gewerkſchaften
gibt, der größte Teil der Mitglieder iſt leider nicht
ſozialdemokratiſch organiſiert. Es iſt nicht wahr,
daß die Gewerkſchaftsfeſte lediglich der Ptkopaganda dienen,
ſie werden zur Erheiterung, Freude und Aufmunterung
des Arbeiters und ſeiner Familie gefeiert. Es
iſt nicht wahr, daß dem Erziehungswerk der Schule entgegen-
gearbeitet wird. Es iſt nicht wahr, daß die Jugend durch
Gröhlen zur Verhöhnung der Bürgerſchaft angeſtiftet wurde,
das vorgekommene Hurrarufen iſt den Kindern ganz wo
anders gelehrt und eingepaukt thorden. Es iſt nicht
wahr, daß die Sozialdemokratie die Jugend verhetzt, das
Gegenteil iſt der Fall. Es iſt aber doch wahr, daß die
Kinder wegen ihrer Teilnahme am Gewertſchaftsfeſte beſtraft
worden ſind, denn die Teilnahme iſt ihnen ausdrücklich ver-
boten und andernfalls die Strafe beſtimmt in Ausſicht geſtellt

worden. Es iſt ferner wahr, daß nur der Rektor durch un
motiviertes Verhalten die Vorkommniſſe veranlaßt hat.
Alle andern „plumpen“ Angriffe gegen die Sozialdemokratie
wollen wir Herrn Klonz ſchenken, denn wir haben Mitleid.

Hochachtend Röber.
Jetzt hat die Merſeburger Regierung das Wort zur Er-

ledigung dieſer peinlichen Angelegenheit. Ganz Löbejün war
tet auf den Beſcheidl!

Forderungen der Gemeindebeamtenorgantſation.
Schon länger als die erſt ſeit kurzem ſich organiſierenden

Poliziſten haben die Gemeindebeamten eine Organiſation, den
Zentralverband der Gemeindebeamten Preußens. Auf ihrem
Verbandstag, der kürzlich in Magdeburg ſtattfand, haben ſie
eine Reihe intereſſanter Berufsforderungen erörtert.

Verſchiedene Redner wandten ſich ſcharf gegen die noch immer
nicht beſeitigten, durch ein Geſetz von 1852 begründeten
Arreſtſtrafen der Unterbeamten, die die Betroffenen um
die Autorität und den ganzen Stand um das Anſehen bringen.
Fort mit dieſem unwürdigen Zopf! Ein entſprechender Antrag
wurde ohne Debatte einſtimmig angenommen. Der Bericht
erſtatter des Sonderausſchuſſes für Verbeſſerung der
Dienſtverhältniſſe, Magiſtratsſekretär Nitzſchke (Halle),
bedauerte, daß die Auffichtsbehörden von den ihnen zuſtehenden
Zwangsmaßregeln gegen ſolche Gemeinden, die ihre Beamten
nicht entſprechend bezahlen, faſt nie Gebrauch machen.

Weiter ſprach man über die Anxechnung der militäriſchen
Dienſtzeit, die Verbeſſerung der Penſionsverſicherung, Ein

Stadtverordnetenwähler! Seht die GWählerliſten ein
Geſchichte eines Relluten von 1813.

Von Erckmann-Chatrian.
Sobald ich hatte aufſtehen können, hatte ich mich beeilt, Herrn

Goulden durch einen Brief zu benachrichtigen, daß ich mich
wegen einer leichten Verwundung am Arm im HalleſchenHoſpitare, in einer der Vorſtädte von Leipzig, befände, daß man

ſich aber meinetwegen nicht zu beunruhigen brauche, da es alle
Tage beſſeg mit mir gehe. Jch bat ihn auch, meinen Brief
KHKatherine und Tante Gredel zu zeigen, um ihnen während
dieſes fürchterlichen Kriegs Mut und Vertrauen einzuflößen.
Auch ſchrieb ich ihm, ich würde der glücklichſte Menſch ſein, wenn
ich Nachrichten aus der Heimat und über die Geſundheit aller
meiner Lieben empfinge.

Von jenem Augenblick ab hatte ich keine Ruhe mehr: jeden
Morgen erwartete ich eine Antwort. Und wenn ich dann den
Wagenmeiſter zwanzig, dreißig Briefe im ganzen Saale ver-
teilen ſah, ohne etwas zu empfangen, fühlte ich einen Stichdurchs Herz und ging ſchnell in den Garten hinunter, um mich

auszuweinen. Es gab dort einen dunkeln Winkel, in den man
das Geſchirr warf, eine z ſchattige Stelle, die mir am
meiſten gefiel, weil die Kranken nie dorthin kamen dort
bvachte ich meine Zeit damit zu, auf einer alten, moosbewach-
ſenen Bank meinen Gedanken nachzuhängen. Böſe Gedanken
ſchoſſen mir da durch den Kopf: ich ging ſoweit, daß ich Kathe
rine für fähig hielt, ſie könne ihr Verſprechen vergeſſen, und
ſchrie in meinem Herzen: „Ach! wenn man dich nur bei Kaja
nicht aufgehoben hätte! Alles wäre jetzt zu Endel Warum
hat man dich nicht liegen laſſen! Das wäre beſſer geweſen, als
ſoviel ertragen zu müſſen

Es war ſoweit gekommen, daß ich wünſchte, gar nicht wieder
geſund zu werden, als der Wagenmeiſter eines Morgens unter
andern Namen auch den meinen rief. Jch hob die Hand in die
Höhe, ohne ein Wort ſprechen zu können, und man reichte mir
einen dicken, viereckigen Brief, der mit unzähligen Poſtſtempeln
bedeckt war. Jch erkannte Herrn Gouldens Handſchrift undwurde vor Aufregung leichenblaß.

angekleidet hatte, in die Taſche und ging hinunter, um ihn
hinten im Garten an meinem gewöhnlichen Platze ungeſtört
zu leſen

Beim Aufmachen erblickte ich zuerſt zwei oder drei kleine
Apfelblüten, die ich in die Hand nahm, und eine Poſtanweiſun
mit einigen begleitenden Worten Herrn Gouldens. Was mies
aber am tiefſten ergriff und mich vom Kopf bis zu den Füßen
durchſchauerte, war der Anblick der Schrift Katherinens, die ich
mit ſchwimmenden Augen anſtarrte, ohne ſie leſen zu können,
denn mein Herz ſchlug mit außerordentlicher Heftigkeit.

Endlich jedoch beruhigte ich mich und las den Brief ganz
langſam und von Zeit zu Zeit innehaltend, um mich zu ver

ſichern, daß ich mich nicht täuſche, daß es wirklich meine teure

Katherine ſei, die da ſchrieb, und daß ich nicht träume.
Jch habe den Brief aufgehoben, weil er mich gewiſſermaßen

ins Leben zurückrief. Jch ſetze ihn daher hierher, ganz ſo wie
ich ihn am 8. Juni 1813 empfangen habe:

„Lieber Joſeph!
„Dieſer Brief ſoll Dir von vornherein ſagen, daß ich Dich

immer mehr liebe und immer nur Dich lieben will.
„Auch ſollſt Du wiſſen, daß es mein größter Kummer iſt, daß

Du verwundet in einem Hoſpitale liegſt und ich Dich nicht
pflegen kann. Das iſt ein großer Schmerz für mich. Seit dem
Abmarſch der Ausgehobenen haben wir keine ruhige Stunde
mehr gehabt. Mutter war entrüſtet und ärgerlich und behaup
tete, ich wäre toll mit meinem unaufhörlichen Weinen, weinte
aber, wenn ſie abends allein am Herde ſaß, ebenſo viel wie
ich ich habe es oben wohl gehört. Und ihr ganzer Zorn
fiel dann auf Pinacle, der gar nicht mehr zu Markte zu gehen
wagte, weil ſie einen Hammer im Korbe trug.

„Unſer größter Kummer, Joſeph, aber war der, als das Ge
rücht umlief, man habe eine Schlacht geliefert, in der tauſend
und aber tauſend Menſchen getötet worden wären. Wir leb
ten nicht mehr. Alle Morgen lief Mutter zur Poſt, und ich
konnte gar nicht mehr aufſtehen. Am letzten Ende aber kam
doch Dein Brief. Jetzt geht es beſſer mit mir, da ich ungeſtört
weinen kann, während ich dem Herrn danke, der Dich am Leben
erhalten hat.

„Und wenn ich bedenke, wie glücklich wir waren, als Du alle
Sonntage zu uns kamſt, und wir ſo nebeneinander ſaßen, ohne
uns zu regen, und an nichts dachten! Ach, wir kannten unſer
Glück nicht! Wir wußten nicht, was uns zuſtoßen könne
doch der Wille Gottes geſchehe. Wenn Du nur wieder geſund
l wir hoffen dürfen, noch einmal wie früher beiſammen
zu ſein

„Viele Leute reden jetzt von Frieden. Wir haben aber ſo viel
Unglück gehabt, und der Kaiſer Napoleon liebt den Krieg ſo
ſehr, daß man ſich auf nichts verlaſſen kann.

„Meine einzige Freude iſt, zu wiſſen, daß Deine Wunde nicht
gefährlich iſt, und daß Du mich noch liebſt Ach, Joſeph,
ich werde Dich ewig lieben, ich kann Dir nichts anderes ſchrei-
ben es iſt das alles, was ich Dir aus tiefſtem Herzensgrunde
r kann. Und ich weiß auch, daß meine Mutter Dich recht
tie at.„Jetzt will Herr Goulden noch einige Worte an Dich ſchreiben

und ich küſſe Dich viele tauſend Mal. Es iſt recht ſchönes
Wetter hier, wir werden ein gutes Jahr haben. Der große
Apfelbaum im Garten iſt ganz weiß von Blüten. Jch werde
einige abpflücken und für Dich in den Brief legen, wenn Herr
Goulden mit Schreiben fertig iſt. Mit Gottes Hilfe eſſen wir
vielleicht doch noch einmal zuſammen einen von den großen
Aepfeln. Küſſe mich, wie ich Dich küſſe, und lebe wohl, lebe
wohl, lebe wohl, Joſeph.“

Beim Leſen dieſer Zeilen brach ich in Tränen aus, und als
Zimmer angekommen war, ſagte ich zu ihm:

„Da, ſetz dich hin, ich will dir vorleſen, was mir meine Ge
l

n Du wirſt daraus erſehen, ob es eine Margredel iſt.“
„Laß mich nur erſt meine Pfeife anſtecken“, erwiderte er.
Er ſtülpte den Deckel über den brennenden Schwamm und

fügte dann hinzu:
„Jetzt kannſt du anfangen, Joſephel. Jch ſage dir aber im

voraus, ich bin ein Alter und glaube nicht alles, was man
ſchreibt die Frauen ſind ſchlauer als wir.“

Trotzdem las ich ihm Katherinens Brief langſam vor. Er
ſagte nichts, und als ich fertig war, nahm er ihn und muſterte
ihn lange mit nachdenklicher Miene. Dann gab er ihn mir
zurück mit den Worten:

„Das iſt ein gutes Mädchen, Joſephell! ein Mädchen mit ge
ſundem Verſtande, die nie einen andern als dich nehmen wird.“

„Du glaubſt, daß ſie mich wirklich liebt
„Ja, du kannſt dich darauf verlaſſen die wird nie einen Paß

auf heiraten. Eher würde ich am Kaiſer zweifeln als an einem
ſolchen Mädchen.“
f Jch immer bei dieſen Worten umarmen mögen und

agte ihm:
„Jch habe von Hauſe ein Hundertfrankenbillett empfangen,

das wir auf der Poſt erheben werden. Das iſt die Grund-
bedingung zu einer Flaſche Weißwein. Nun laß uns zuſehen,
daß wir ausgehen dürfen.“

„Gut geſagt“, entgegnete er, indem er ſeinen dicken Schnurr-
bart drehte und die Pfeife in die Taſche ſteckte. „Jch verſchim
mele nicht gern in einem Garten, wenn es draußen Wirts-
häuſer gibt. Man muß eine Urlaubskarte zu erhalten ſuchen.“

Guter Laune ſtiegen wir auf und ſtiegen eben die Treppe im
Lazarett hinauf, als der Wagenmeiſter, der eben herunterkam,
Zimmer anhielt und ihn fragte:

„Sind Sie nicht Chriſtian Zimmer, Kanonier im zweiten
Regiment der reitenden Artillerie

„Entſchuldigt, Wagenmeiſter, ich habe die Ehre.“
„Nun, da iſt etwas für Sie“, ſagte jener, indem er Zimmer

ein kleines Paket und ein dickes Schreiben überreichte.
Zimmer war verdutzt, da er nie, weder von Hauſe, noch an

derswoher, dergleichen z hatte. Er öffnete das Paket, in
dem ſich eine Schachtel befand, dann die Schachtel und er
blickte das Kreuz der Ehrenlegion. Er wurde nun gan blaß,
ſein Blick trübte ſich und einen Moment lang ſtützte er ſich mitder Hand auf das Geländer. Dann aber ſhrie er: „Es lebe
der Kaiſer!“ mit ſo fürchterlicher Stimme, daß die drei
allen le wie eine Kirche donnernd von dem Rufe wider

allten.
Der Wagenmeiſter ſah ihn gut gelaunt an.
„Sind Sie zufrieden fragte er.
„Und ob, Wagenmeiſterl! Es fehlt mir nur noch eins.“
„Und was

du Erlaubnis, einen Gang durch die Stadt machen zu
ürfen.“
„Da müſſen Sie ſich an Herrn Tardieu, den Generalſtabs-

arzt, wenden.“
(Fortſetzung folgt.



ſetzung von Beamtengerichten nach Art der Gewerbegerichte und
die übermäßige Lehrlingszüchterei in den Gemeinde
bureaus.

Nach dieſen internen Berufsfragen ſprach ein Betriebs
inſpektor über die die Oeffentlichkeit intereſſfierenden Maß
nahmen zur Beſeitigung der Wahlrechtsbeeinträchti
gung, die den Beamten aus ihrem Kommunalſteuerprivileg
entſteht. Der Verband hat wiederholt an die beiden Häuſer
des Landtags und an die Regierung eine Petition um Ge
währung des paſſiven Gemeindewahlrechts an die Kommunal-
beamten gerichtet und dabei darauf hingewieſen, daß es ſich um
eine ungerechte und unzeitgemäße Beſchränkung
der Staatsbürgerrechte der Beamten handle. Das
Anſehen der Beamten würde mit der Gewährung des paſſiven
Gemeindewahlrechts gehoben werden und es würde die Mög-
lichkeit einer wirkſamen Vertretung ihrer Jnter-
eſſen geboten werden. Die Verſammlung nahm einſtimmig
den Antrag des Referenten an, nach Zuſammentritt des Land
tags möglichſt bald erneut eine Petition auf Gewährung des
paſſiven Gemeindewahlrechts an die Kommunalbeamten einzu
reichen, damit endlich auch Gemeindebeamte zu Stadtverord-
neten oder Gemeindevertretern gewählt werden könnten.

Weiterhin beſchäftigte man ſich noch mit der Frage der Ver
billigung und Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe namentlich in
den Großſtädten. Man klagte über die hohen Mietpreiſe
und die ſchlechten Wohnungsverhältniſſe, und in
der Debatte wurde allſeitig die Notwendigkeit betont, Mittel
und Wege zu ſuchen und zu finden, die zur Herberführung
günſtigerer Verhältniſſe auf dieſem Gebiet geeignet ſind.

Dieſe Verhandlungen zeigen, daß auch die Proletarier im
Beamtenrock ſchon den Wert der Organiſation erkannt haben
und ſie kommen dabei auch zu durchweg vernünftigen Forde-
rungen, ſo daß ihre Petitionen faſt alle die Unterſtützung der
Sozialdemokraten im Landtag finden werden.

Der Verband iſt übrigens recht rührig an der Werbearbeit.
Von den etwa 80 000 preußiſchen Gemeindebeamten gehören
dem Zentralverband bisher 35 000 an. Es wurde empfohlen,
beſonders unter den Kreiskommunalbeamten zu werben, da
dort Beſtrebungen auf Gründung eines Sonderverbandes im
Gange ſeien. Ebenſo wurde eine ſtärkere Propaganda unter
den techniſchen Gemeindebeamten empfohlen und der Vorſtand
ſchließlich ermächtigt, Propagandaſchriften herauszugeben, wozu
ihm 2000 Mk. bewilligt wurden.

So macht der Gedanke der Organiſation zur Erringung
beſſerer Lebensverhältniſſe in allen bedrückten Volkskreiſen
Fortſchritte.

Kinderausflüge. Morgen, Mittwoch, nachmittag findet ein
Ausflug nach der Heide ſtatt. Es wird ein Spaziergang durch
die Heide und kurze Raſt in Knolls Hütte gemacht. Treffpunkt
am Ranniſchen Platz um 2 Uhr, im Volkspark um 13 Uhr.

Radium für die Halleſche Univerſitätsklinik. Die lebhafte
Nachfrage von Aerzten und Patienten nach den radiumhaltigen
Subſtanzen zur Behandlung der Krebskrankheit hat das
preußiſche Kultusminiſterium nun ſchon vor einiger Zeit ver
anlaßt, auf Wunſch der Univerſitätskliniken zu Berlin, Halle
und Kiel e größere Geldſummen zur Beſchaffung von
Radium oder Meſothorium zu bewilligen. Nachdem inzwiſchen
die glänzenden Erfolge der Strahlenbehandlung bei Frauen
trankheiten bekannt geworden, wird das Miniſterium
von allen Seiten mit Anträgen auf Radiumbewilligung be-
ſtürmt. Um dieſem Andrang gerecht zu werden, hat das Mini-
ſterium ſich, wie verlautet, entſchloſſen, 800 000 Mark zu An
käufen von Radium und Meſothorium in den nächſtjährigen
Etat einzuſtellen. Damit hofft man, die dringendſten
Wünſche befriedigen zu können, denn im Militärſtaat Preußen
hat man für die wichtigſten Errungenſchaften der Wiſſenſchaft
immer nur wenig, kaum das allernotwendigſte übrig.

Peufeſtſetzung der ortsüblichen Löhne. Für die Feſtſetzung
der Ortslöhne ſieht die Reichsverſicherung neue Vorſchriften
vor. Dieſe treten am 1. Januar 1914 in Kraft. Die Ober-
verſicherungsämter ſind ſoeben angewieſen worden, die Arbeiten
ſofort in Angriff zu nehmen. Die eigen Ortslöhne gelten für
das Jahr 1914. Dann werden ſie für vier Jahre feſtgeſetzt.
Krankenkaſſen, die aufgelöſt oder geſchloſſen werden, werden
nicht mehr angehört. Für jeden Bezirk werden künftig
wenigſtens ſechs Lohnſätze feſtgeſtellt, je für Männer
und Frauen unter 16, von 16 bis 21 und über 21 Jahre. Wo
große Unterſchiede beſtehen, wird auch zwiſchen Kindern bis
zu 14 und Jugendlichen bis zu 16 Jahren unterſchieden. Mehr
als acht Unterſcheidungen ſind aber nicht zuläſſig. Der Orts
lohn wird in der Regel für den ganzen Bezirk jedes Verſiche-
rungsamtes feſtgeſetzt. usnahmen ſind nur bei großen Ab-
weichungen zuläſſig. Als Norm nur das Tagesentgelt für
Arbeiten, die keine beſondere Vorbildung oder Fertigkeiten
vorausſetzen. Alle gelernten Arbeiter ſcheiden aus. Nicht be-
rückſichtigt werden ferner Arbeiter in einem Dienſtverhältnis
für längere Zeit und Lehrlinge. Unterſchiede in den Jahres
zeiten werden nach dem Durchſchnitt berechnet.

Volksvorſtellung im Stadttheater. Die erſte Volksvor
ſtellung zu den vom Vorjahr her bekannten Eintrittspreiſen
u 25 bis 65 Pf. findet bereits nächſten Sonntag, den 7. Sept.,att. Die Eintrittskarten ſind vom Mittwoch frut bis Donners-

tag abend im Arbeiterſekretariagt und den bekannten
Gewerkſchaftsbureaus gegen Vorzeigung des Verbandsbuches
z haben. Aufgeführt wird Kabale und Liebe, ein Jugend-

rama Schillers, der ſich darin mutig gegen den volksbedrücken-
den Abſolutismus und ſeine Kreaturen auflehnt.

Die Einnahmen der ſtädtiſchen Straßenbahn betrugen im
Monat Auguſt 55 533,70 Mk. gegen 51 340,65 Mk. im Auguſt
1912. Die Geſamteinnahme in der Zeit vom Januar bis
Auguſt betrug 407 828,20 Mk. gegen 399 198,85 Mk. im gleichen
r anm des Vorjahres, alſo in dieſem Jahre mehr 8629,85

rk. Die Fahrgeldeinnahmen der AEG. Stadtbahn
betrugen vom 1. bis 31. Auguſt 1913: 102 365,55 Mk., vom 1. bis
31. Auguſt 1912: 103 926,15 Mk., vom 1. Januar bis 31. Auguſt
1913: 765 679,85 Mk., vom 1. Januar bis 31. Auguſt 1912:
744 881,45 Mk., alſo mehr 1913: 21 298,40 Mk.

Verlegung des Sitzes des Provinzialkonſervators. Wie
der Landeshauptmann bekannt gibt, iſt der Amtsſitz des Pro-
vinzialkonſervators am eigen 1. Septembex nach Halle,
Richard-Wagner-Straße (Provinzialmuſeum), verlegt worden.

Stadttheater. Wie ſchon angekündigt, wird die neue Spiel-
zeit mit dem Luſtſpiel Donna Diana von Moreto am Sonn-
abend abend eröffnet. Jn Rückſicht auf die ſchöne Jahreszeit
beginnen die Abendvorſtellungen in der erſten Woche erſt um8 ühr Sonntag t wird als erſte Volksvor-
ſtellung bei kleinen Preiſen Kabale und Liebe von Schilleregeben. bende 8 Uhr Majolika von Stein und Heller. Jn

jolika iſt das geſamte Perſonal des Schauſpiels in größeren
und kleineren Rollen beſchäftigt. Es ſei bemerkt, daß Donna
Diana am Sonnabend auch die erſte Vorſtellung im Schau-
pielzyklus iſt, zu dem Sonderabonnements zu ermäßigtenWeile an der ausgegeben werden. Der Zyklus
umfaßt folgende rke: Donna Diana, Zriny, Miß Sara
Sampſon, Am Tage des Gerichts, Götz von Berlichingen, Die
Jüdin von Toledo.

Jm Walhallatheater, wo in den letzten vier Wochen „ge
wichtige“ Menſchen ſich in ſogenannten Maſſenringkämpfen
produzierten, iſt Fritz Steidl mit ſeinem bekannten
Enſemble zu einem Gaſtſpiel eingezogen. Bravo
Dacapo heißt die Revue über die neueſten Ereigniſſe auf
allen Gebieten des öffentlichen. Lebens. Wir haben von jeher
für dieſe Art „Kunſt“ nicht viel übrig gehabt, aber was Max

F Reichardt hier in ſechs Bildern auf die Bühne bringt, dürfte
wohl das Maß des Erträglichen bedeutend überſchreiten. Das
ganze iſt nichts anderes als eine verkappte Jahrhundertfeier
und eine ſtellenweiſe geradezu anwidernde n
unſerer hundsmiſerablen Zuſtände, die „Mutter Germania“
dem unerfahrenen deutſchen Michel vorführen läßt. Schon
das Auftrittslied eines blaſierten Marinefähnrichs ſoll dem
Steuerzahler Gefallen an unſerer herrlichen Kriegsflotte, die
ſich angeblich überall Reſpekt zu verſchaffen verſteht, beibrin-
en, damit er ſodann in das Hurragebrüll beim Einzug des
uſarenprinzen auf Bahnhof Friedrichſtraße recht kräftig ein-

ſtimmen kann. Jm zweiten BVild: Vor der Paſſage, ſingt ein
in der neuen Welt enttäuſchter Rückwanderer ſentimentale
Weiſen auf die „liebe, ſchöne deutſche Heimat“, während aus-
gerechnet auf einem Witwenball die „Nationalheilige“ Luiſe
als das Muſter einer deutſchen Frau vorgeführt wird. Dazu
jammert ein ordengeſchmückter Veteran über das „dankbare“
Vaterland, das ſeinen Söhnen auch ein Scherflein ſchenken
möge. Daß dabei die Legende von der viere ngrg des
welſchen Bedrückers hineingebracht wird, macht die Geſchichte
noch banaler. Den Gipfel der Abgeſchmacktheit erklimmt der
Verfaſſer des Machwerks aber in der Vorführung dreier zer-
lumpter Pennbrüder, die einer königlich preußiſchen Polizei
viel zu ſchaffen machen. Und dann noch die in allen Revuen
wiederkehrende Berliner Küchenfee mit ihren in ſechs ver-
ſchiedenen Uniformen ſteckenden Liebhabern. Wären nicht die
reizenden Tänze und das farbenprächtige Blumenballett, dazu
der Glanz der Koſtüme und Requiſiten, man ginge gelangweilt
aus dem Theater. Denn daß das Publikum am Schluß der
einzelnen Bilder mit den Händen arbeitete, iſt uns noch lange
kein Beweis für die literariſche Güte des Gebotenen. Die
Muſik iſt nicht beſonders originell, nur an einigen Stellen
zeichnet ſie ſich durch etwas Lieblichkeit aus. Anerkannt muß
werden, daß die Künſtler nach Kräften bemüht waren, ihren
teilweiſe ſehr undankbaren Rollen nach Möglichkeit gerecht zu
werden, was eine gewiſſe Entſchädigung für die geiſtige Oede
der „Revue“ iſt.

Tödlicher Sturz aus dem Fenſter. Anſcheinend infolge
eines Schwindelanfalles ſtürzte in der Friedrichſtraße 4 geſtern
nachmittag eine 54jährige Frau Schulze beim Fenſterputzen

5 2 14 n ort2 DBopraus dem Fenſter des zweiten Stockwerks. Der Tod trat auf
der Stelle ein.

Radlerunfälle. Geſtern nachmittag wurde eine alte Dame
von einem radfahrenden Schüler bei der Ausfahrt aus einem
Grundſtück umgefahren. Die Dame erlitt dabei einen rechts-
ſeitigen Oberſchenkelbruch. Mittels des ſtädtiſchen Kranken-
wagens wurde ſie nach ihrer Wohnung gebracht. Auf dem
Radfahrwege in der Reilſtraße ſtießen geſtern abend ein Ar-
beiter und ein Schulmädchen mit ihren Fahrrädern zuſammen.
Der Arbeiter entfernte ſich ſchleunigſt. Ein Polizeibeamter
verſuchte, ihn auf einem ſofort geliehenen Fahrrade einzuholen,
was ihm aber nicht gelang. Verletzungen hat keiner der Be-
teiligten erlitten; nur die Fahrräder ſind beſchädigt worden.

Geſtern vormittag wurde ein Radfahrer an der Ecke der
Gr. Klaus- und Oleagriusſtraße von einem Kraftwagen umge-
fahren, wobei der Radfahrer eine Quetſchung des linken Unter-
ſchenkels erlitt. Auch wurde das Fahrrad beſchädigt.

Wem gehört das Fahrrad? Einem Manne iſt von der
hieſigen Kriminalpolizei ein Fahrrad abgenommen worden, das
vermutlich von einem Diebſtahle ſtammt. Beſchreibung: Herren-
fahrrad, Nr. 270 312, ſchwarzer Rahmen, Freilauf, Rücktritt-
bremſe, brauner Sattel mit eingepreßtem C. L., auf beiden
Felgen 1 Zentimeter breite vernickelte Streifen, die an den
äußeren Enden rote Linien haben, leicht nach unten gebogene
Lenkſtange mit gemuſterten ſchwarzen Griffen. Der vorge-
nannte Mann gibt an, das Rad von zwei Unbekannten gekauft
zu haben, von denen der eine angab, aus der Torgauer
Gegend zu ſein. Es iſt daher wahrſcheinlich, daß das Rad in
den Nachbarſtädten geſtohlen iſt. Wer über die Herſtammung
des Rades Auskunft geben kann, wolle ſich umgehend bei der
Kriminalpolizei in Halle (Saale), Dreyhauptſtraße 6, Zimmer
36 oder 19, melden. Um koöſtenloſe Weiterverbreitung in den
Tageszeitungen der Nachbarſtädte wird erſucht.

Verkehrsſtockung. Jn der Trothaer Straße ſtürzte geſtern
vormittag infolge eines Rungenbruches ein mit Heu beladener
Wagen um. Der Betrieb der Stadtbahn mußte durch Umſteigen
aufrecht erhalten werden. Jn derſelben Straße zerbrachen
geſtern nachmittag an einem Laſtwagen eines hieſigen Fuhr-
werksbeſitzers beide Hinterräder. Eine Verkehrsſtörung fand
nicht ſtatt.

Ammendorf. Diſtriktsverſammlung. Am Mittwoch,
den 3. September, abends 8 Uhr, findet eine Diſtriks-Ver-
ſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins im Dreierhaus
ſtatt. Bei der wichtigen Tagesordnung iſt das Erſcheinen aller
Mitglieder dringend notwendig.

Diemitz. Gemeinderats- Sitzung. Donnerstag, den
4. September, abends 616 Uhr, im Gemeindehauſe, Werder-
ſtraße 8, öffentliche Gemeindevertreter-Sitzung.

Aus der Provinz.
Hreußiſche Tradition.

Kurz und trocken meldet die Amtsblattpreſſe: Der Arbeiter
Joſeph Pozniatowsti aus Strzendziewice, Kreis Petrikau, Ruß-
land, der ruſſiſch-polniſche Arbeiter Tomacz Czyrulik aus
Siemkowice. Kreis Wielun, und die ruſſiſche-polniſche Ar-
beiterin Eleonora Gorezycka aus Siemkowice, Kreis Wielun,
beide zuletzt in Hainichen wohnhaft, ſind wegen Kontraktbruchs
aus dem preußiſchen Staatsgebiete ausgewieſen worden.
Erſterer vom Amtsvorſteher in Catersdorf, die beiden andern
vom Amtsvorſteher in Techwitz. Und weiter: Zwei polniſche
Arbeiter, die auf der Domäne Neubeeſen beſchäftigt waren,
wurden vom Amte Beeſenlaublingen aus dem preußiſchen
Staatsgebiete ausgewieſen und unter polizeilicher Be
deckung bis nach dem Grenzort Myslowitz gebracht. Sie
hatten ſich des Kontraktbruchs, der Verleitung zum Kontrakt-
bruch und der Bedrohung ihrer Vorgeſetzten ſchuldig gemacht
und wurden deshalb mit ihren Frauen als läſtige Ausländer
erklärt und ausgewieſen.

Wie bequem haben es doch unſere Agrarier. Jn Maſſen
können ſie die fremden Lohndrücker importieren; keine Grenz-
ſperre hindert die Einfuhr billigen und willigen Menſchen-
fleiſches, wie das beim billigen ausländiſchen Vieh der Fall iſt.
Und lecken ſie wider den Stachel agrariſcher Menſchenfreund-
lichkeit, die bedauernswerten fremden Arbeitskräfte, dann wer-
den ſie von den preußiſchen „Fleiſchtöpfen“ fortgejagt und
„unter vpolizeilicher Bedeckung' wieder zurückgeſchickt ins
heimatliche Elend. Das iſt noch alleweil preußiſche Tradition!

Bitterfeld. Die Vertreterwahl zum Ausſchuß
der zukünftigen Allgemeinen Ortskranben-
kaſſe für den Kreis Bitterfeld findet morgen, Mittwoch,
den 3. September im Kreisſtändehaus, Lindenſtraße 7, von
mittags 12 Uhr bis nachmittags 6 Uhr, ſtatt. Die Wahlen
finden nach den Grundſätzen der Verhältniswahl ſtatt, daher
müſſen die Arbeiter alles daran ſetzen, Leute in den Ausſchuß
zu bekommen, die Verſtändnis für den weiteren Ausbau der
Krankenverſicherung haben, und nach Möglichkeit dafür ſorgen,
daß die nach der Reichsverſicherungsordnung zuläſſigen frei-
willigen Leiſtungen der Krankenkaſſen auch durchgeführt wer-
den. Die Wahlen ſind auch noch inſofern wichtig, weil die
Vorſtandsmitglieder die Beiſitzer beim Verſicherungsamt und
dieſe wieder die Beiſitzer zum Oberverſicherungsamt wählen.
So manchem Arbeiter und Arbeiterin wird oft erſt die Be
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deutung der Vertreter klar, wenn ſie einen Unfall erlitten
haben. Deshalb müſſen ſich alle wah W Männer und
Frauen an der Wahl beteiligen. Wer will, daß ſozialer Fort
ſchritt in den Krankenkaſſen und rechtſprechenden Behörden
herrſcht, der wählt die Liſte B des Gewerkſchaftskartells, welche
mit den Namen Lamſcha anfängt und mit dem NamenJenner endet. Wir betonen nochmals daß jeder Wähler

einen Nachweis der u r haben muß. alſo Mit-
gliedsbuch der Krankenkaſſe oder eine eſchoinigung von ſeinem
Arbeitgeber über die Beſchäftigung mitbringen muß.

Gräfenhainichen. Unglücksfall eines Jugend-lich Der i Bürgerlichen Brauhaus beſchäftigte 15 jährige

Arbeitsburſche Olle aus Meſcheide kam am Montag nachmittag
beim Auflegen eines Riemens an die Betriebsmaſchine in der
Brauerei dadurch zu Schaden, daß der Rock desſelben von der
Transmiſſion erfaßt wurde und dieſe ihn mehrere Male mit
herumſchleuderte. Mit doppelten Arm- und Beinbrüchen und
noch anderen ſchweren Verletzungen wurde der junge Menſch
aus dem Getriebe befreit. Er wurde ſofort in die Halleſche
Klinik überführt, doch wird derſelbe nach ärztlichem Gutachten
wohl ſchwerlich mit dem Leben davonkommen. Auf Geheiß
eines die Aufſicht habenden Brauers ſoll der Junge den
Riemen während des Ganges der Maſchine aufgelegt haben.
Wie iſt es überhaupt möglich, daß ein 15 jähriger Junge an
eine Betriebsmaſchine gelaſſen wird? Wo bleiben da die Be
ſtimmungen der Gewerbeordnung betreffend des Jugend-
ſchutzes. Es wird tatſächlich höchſte Zeit, daß die Arbeiter
ſchaft auch den wirtſchaftlichen Jugendſchutz in ihr Tätigkeits-
gebiet aufnimmt.

Unvorſichtige Schießerei. Montag morgen
wurde der Maurer Schuler, nachdem er die Eiſenbahnunter-
führung am ſog. Kirchweg paſſiert hatte, am Rudolphſchen
Holzplatz von einer Teſchingkugel am linken Oberarm getroffen.
Der unvorſichtige Schütze konnte nicht ermittelt werden. Zum
Glück iſt die Verletzung nur leichter Natur.

Delitzſch. Schwer verunglückt iſt in der Eiſenbahn
hauptwertlſtätte der Schloſſer K., der einer auf ihn zurollenden
Wagenachſe nicht rechtzeitig ausweichen konnte und daher er
heblich gequetſcht wurde. Der Bedauernswerte wurde ſofort
der Halleſchen Klinik zugeführt.

Eilenburg. Eine Landpartie nach Preußen. Daß
ſo etwas meiſt ein ziemliches Wagnis iſt, mußten am ver
gangenen Sonntag auch 18 Leipziger Sanger, die eine Partie
über WurzenMachern-Grötzſch nach Eilenburg unternommen
hatten, erleben. Als einige der Sänger in der Nähe der
Wilhelmshöhe über den Mühlgraben ankamen, wurden ſie von
unſerem Polizeikommiſſar und dem neuen Schutzmann Junge
empfangen. Der Kommiſſar hielt die Spaziergänger an und
frug, wer ihnen die Erlaubnis zu ihrem „öffentlichen Umzug
erteilt habe. Kaum, als ſich die biederen Sachſen von ihren
Schrecken erholt und dem Kommiſſar klar gemacht hatten, daß
dies gar kein Umzug ſei, ſondern nur eine harmloſe Land
partie, entdeckte das ſcharfe Polizeiauge eine „Fahne“, das
heißt ein Stück weiße Leinwand, auf dem geſchrieben ſtand-
„Aetſch, wir machen eine Landpartie.“ Die „Fahne mußte
zuvor zuſammengerollt werden, ehe die Landpartie nach der
Stadt Eilenburg fortgeſetzt werden konnte. Jedenfalls werden
die Sachſen künftig etwas mehr Reſpekt vor der preußiſchen
Polizei haben und nicht wieder wagen ohne weiteres an
Polizeibeamten vorbeizuziehen und eine Fahne zu tragen mit
der Jnſchrift: „Aetſch, wir machen eine Landpartie.

Der Streik der Dachdecker dauert unver-ändert fort. Als Arbeitswillige ſind zu verzeichnen
K. Erdmann u. Söhne und Brunnenbauer Schröder u. Sohn
aus Eilenvurg, ſowie der Dachdecker Jllgen aus Wurzen. Zu
zug iſt nach wie vor fernzuhalten. Die Streikleitung.

Düben. Von einem Automobil erfaßt wurde am
Sonntag nachmittag in der Neuhofſtraße der 10 jährige Sohn
der Witwe Ende von hier. Das kränkliche Kind wollte noch
die Straße überlaufen, wurde aber erfaßt und gegen einen
Telegraphenſtamm geſchleudert. Ein ſchnell hinzugezogener
Arzt ſtellte mehrere Rippenbrüche und innere Verletzungen feſt.
Dem Führer des Autos ſoll keine Schuld treffen. Es kann
nicht oft genug zur Vorſicht gemahnt werden.

Lauchſtätt. Bekommen wir endlich eine Waſſer-le i r Die Stadtverordneten bewilligten die Koſten zu
den Vorarbeiten einer notwendig werdenden Waſſerleitung.
Die in St. Ulrich belegene Quelle, der ſogen. Springbrunnen,
ſoll auf ihre Mächtigkeit und chemiſche Beſchaffenheit hin ge
prüft werden, da nach Anſicht von Sachverſtändigen die Quelle
geeignet wäre, die Stadt mit gutem Trinkwaſſer zu ver-

ſorgen. deLaucha. Stadtverordnetenſitzung. Die Verpachtung re ſtädtiſchen Ackergrundſtücke auf die Dauer von zwölf

Jahren vom 1. Oktober 1918 ab ergab eine Fahrespachtſumme
von 2528,50 Mk. gegen bisher 1647,50 Mk. Zur Zeit der Aus
legung der Wählerliſten zur Stadtverordnetenwahl wurde einer
Anzahl hieſiger Einwohner vom Magiſtrat mitgeteilt, daß ſie
aus der Liſte der ſtimmfähigen Bürger geſtrichen ſeien, da bei
ihnen die Erforderniſſe zur Erwerbung des Bürgerrechts nicht
mehr vorliegen. Die Mehrzahl der Betroffenen wurde ge
ſtrichen auf Grund des Kinderprivilegs. Zwei der Geſtrichenen,
unſere Genoſſen Otto und Max Bilke, hatten hiergegen Ein
ſpruch erhoben. Dieſer Einſpruch wurde von der Verſammlung
für begründet erachtet. Der Abſchluß der Stadtſparkaſſe für
das erſte Vierteljahr 1913 zirkulierte bei den Stadtverordneten.
Ein Antrag des Herrn Joh. Gutsmuts um Aufſtellung eines
Bebauungsplans am Appelgelände wurde, da erſt nähere Er
kundigungen eingezogen werden ſollen, ausgeſetzt. Dem Vor-
ſchlage des Magiſtrats, den am 1. Oktober 1913 pachtfrei
werdenden Garten des früher Ubrichſchen Hauſes wegen zu
niedrig eingegangener Gebote den r zuzuteilen,
den Obſtanhang und die Grasnutzung jedoch all ährlich zu ver

Die Schützengilde hatte beantragt,
ihr die ganzen durch Herſtellung einer Sicherung des Schieß-
ſtandes entſtandenen Koſten in Höhri von 520,26 Mk. aus
ſtädtiſchen Mitteln zu erſtatten, da ſie dieſe Verbeſſerung ledig
lich zur Erhaltung des Mannſchießens vorgenommen hat. Der
Magiſtrat ſchlug vor, eine Beihilfe von 200 Mk. zu bewilligen.
Nachdem einige Stadtverordnete für und gegen den Magiſtrats

vorſchlag geſprochen, verfiel dieſer ſchließlich der Ablehnung.
Auf Anregung hieſiger Bürger, die eine Sammlung von
100 Mk. überreicht haben, iſt ein Polizeihund angeſchafft wor-
den, der 300 M. koſtet. Unter Anerkennung der Zweckmäßigkeit
des Haltens eines ſolchen Hundes wurden die fehlenden 200 Mk.
ſowie 30 Pf. täglich für Futterkoſten nachbewilligt. Hierauf
ſolgte eine geheime Sitzung.

Helbra. Wer vertritt die Intereſſen der Ar-
b ter Ein Beweis dafür, daß die Arbeiterſchaft verraten
und verkauft iſt, wenn ſie ſich in den Schoß der elben Werk
vereine begibt, kann man faſt jede Woche auf dem Ren7
Rechtsſchutzbureau des Bergarbeiterverbandes bekommen. Alle
Augenblicke kommen arme Jnvaliden, Witwen uſw. die die
ganze Rangliſte der „Wirtſchaftsfriedlichen“ abgelaufen haben,
ohne daß man ihnen hätte helfen können oder wollen, zu den
ſonſt ängſtlich gemiedenen „Roten“ Achſelzuckend wurden ſie
überall abgewieſen mit der ſtereotypen Bemerkung: „Ja, da iſt
nichts zu machen!“ Dann kommen in der Rege die armen
Opfer reichstreuer Erziehung auf das hieſige Rechtsſchutzbureau
jelaufen und betteln, oft genug weinend, man möge ihnen
helfen. Es iſt aber auch ſchon vorgekommen, daß Rechtsſchutz-
fuchende von reichstreuen Führern direkt auf unſer Rechts
ſchutzbureau geſchickt wurden. Selbſt dieſe Leute ſind im inner-
ſten ihres Herzenskämmerleins davon überzeugt, daß die

pachten, wurde zugeſtimmt.

„Roten“ doch die richtigen Arbeitervertreter ſind. Jn der Regel
Rechtsſchutzſuchenden, ſoweit ſie nicht organiſiert

ſind, abgewieſen. Aber hin und wieder wird doch ein Fall, wo
die gelbe Kunſt und Hilfe verſagt hat, herausgegriffen, um den
Herrſchaften zu zeigen, daß dann doch etwas mehr dazu gehört,
wenn man den Arbeitern helfen will, als Mauläufreiße

werden die
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Ein ſolcher Fall iſt eben wieder durch ein Urteil des ver
verſicherungsamtes Merſeburg entſchieden worden. Der Witwe
A. aus Mansfeld wurde nach dreijährigem Kampfe
die Jnvalidenrente bewilligt. Sie bekam dieſelbe
vom T. Januar 1911 an nachgezahlt. Aber noch intereſſanter
iſt ein Fall, der vor einiger Zeit durch Urteil des Knappſchafts
Oberverſicherungsamtes zugunſten der Klägerin entſchieden
wurde. Der Bergmann J. aus Polleben, der ſtetes am lauteſten
auf Graf und Sachſe ſchimpfte, erkrankte im November 1911
plötzlich. Jns Krankenhaus nach Eisleben gebracht, verſtarb
er ſchon zwei Tage ſpäter. Die vorgenommene Operation er
gab eine rapid verlaufene Blinddarmentzündung mit erfolgtem
Durchbruch des Eiters in die Bauchhöhle. Da J. zu ſeiner
Frau und auch zu Mitarbeitern geſagt hatte, daß er ſich mit
einem Bohrer gegen den Leib geſtoßen hätte, lief nun die Frau
monatelang bei den Herrſchaften herum, die ſich hier als „die
beſten Arbeiterfreunde“ aufſpielen. Paſtor und Ortovorſteher,
Knappſchaftsälteſter, reichstreue Führer und ne
genoſſen wurden aufgeſucht. Aber alles war vergeblich. Jn
ihrer Verzweiflung ging die Frau dann endlich auf das „rote“
Rechtsſchutbureau. Hier wurde der Fall ausnahmsweiſe in
die Hände genommen. Der Antrag auf Gewährung der Hinter-
bliebenenrente, bei der Berufsgenoſſenſchaft geſtellt, wurde ab
gelehnt, da nach dem Gutachten der Knappſchaftsärzte zwiſchen
der tödlich verlaufenen Blinddarmentzündung und dem Stoß
gegen den Leib ein urſächlicher Zuſammenhang nicht beſtehe.
Vom Rechtsſchutzbureau wurde Berufung eingelegt und be-
gründend dargelegt, daß man gar nicht beſtreite, daß J. an
der Blinddarmentzündung geſtorben ſei. Es werde aber be
hauptet, daß die Blinddarmentzündung ſich durch den Stoß
mit dem Bohrer gegen den Leib erſt derartig verſchlimmert
habe, daß ſie den Tod des J. herbeiführte. Jn der Sitzung
des Oberverſicherungsamtes zu Halle erklärte der Gerichtsarzt
Herr Profeſſor Dr. Haasler-Halle nach längeren Ausfüh-
rungen, daß ein ſehr hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit
zwiſchen dem Unfall und der tödlich verlaufenen Erkrankung
beſtehe. Jnfolgedeſſen ſprach das Gericht den Hinterbliebenen
die Rente zu. Jetzt bekommt die Witwe monatlich 73,20 Mk.
Rente. Um aber dieſe Rente zu bekommen, mußte die Witwe
erſt die Hilfe der hier ſo viel geſchmähten Roten in Anſpruch
nehmen. Bei den Freunden ihres ſtramm reichstreuen Mannes
hatte ſie ſich vergeblich die Füße wund gelaufen. Auch dieſe
Familie iſt jedenfalls von dem Glauben an die gelbe Arbeiter
hilfe gründlich kuriert.

Mansfeld. „Segen des Bergbaues“. Mit dieſen
ſchönen Worten überſchrieben leſen die Mansfelder Arbeiter
öfters Artikel in der Kreisblattpreſſe. Aber wie es mit dem
„Segen“ ausſieht, haben wir ſchon des öfteren berichtet. Hier
kann man jetzt die Folgen der Arbeitsloſigkeit, die nach den
Meinungen unſerer Regierungevertreter bloß eine vorüber-
gehende Erſcheinung ſein ſoll, ſo richtig ſehen. Da allgemein
bekannt iſt, daß hier eine neue Bahnlinie mit dem Gelde der
preußiſchen Steuerzahler gebaut wird, ſind wahrſcheinlich vieleArbeiter der Meinung, paß ſie da Arbeit bekämen. Und ſo ſieht

man r täglich ganze Trupps von Arbeitern hier ankommen,um Arbeit zu fi ben Es ſind meiſtens Leute, denen man es
anſieht, daß ſie ſchon wochenlang das Elend der Arbeitsloſigkeit
durchlebt haben und die ſich der Hoffnung hingeben, daß es
endlich vielleicht etwas beſſer wird. Aber ſo freudig wie man ſie
hinaus an die Strecke en ſieht, ſo troſtlos kommen ſie
zurück. „Hier werden keine Arbeiter angenommen“, oder:
„Wir haben jetzt Arbeiter genug und brauchen keine“ iſt
meiſtens die Arbeit der Poliere und Schachtmeiſter, und doch
kann man ſehen, wie ganze Eiſenbahnwagen voll ausländiſcher
Arbeiter hier ankommen und in Kantinen verpflegt werden.

Man hat ſehr oft in den Reden der beiden Vertreter Mans-
felds im Junkerparlament hören müſſen, wie warm ihr r
für die Jntereſſen der einheimiſchen Arbeiter ſchlägt. n
hat immer gehört, daß es in Mansfeld beſſer wird, wenn die
Bahn gebaut würde, und jetzt, wo die umfangreichen Arbeiten
ausgeführt werden, müſſen die Mansfelder Arbeiter zuſehen,
wie die W ihnen re en werden. Als ſich nuneinige Arbeiter hilfeſuchend an den Herrn Landrat wandten und
ihn baten, möge doch als Regierungsvertreter einſchreiten
und dafür ſorgen, daß auch einheimiſche Arbeiter beim Bahn-
bau eingeſtellt würden, konnten ſie deutlich hören, daß der
Landrat, der ja in Preußen ſonſt viel kann, hilflos dem Kapital
gegenüber iſt. Er war ganz unſchuldig, daß die vielen Aus-
länder hier den Einheimiſchen das Brot vom Tiſche nähmen.
Aber dem doch nicht ſein ſcheint, dafür dürfte folgen-
des ſprechen: Auf dem Baubureau ſoll man den Arbeitſuchen-
den zur Antwort gegeben haben, daß doch der Herr Landrat
die Genehmigung gegeben habe, ausländiſche Arbeiter zuzu-
laſſen. Der Vorſte des Bahnbaubureaus meinte ſogar, er
wüßte nichts von einer Arbeitsloſigkeit in Deutſchland.

Wenn das den Arbeiter Geſagte richtig iſt, dann würde die
ſo oft betonte Arbeiterfürſorge des Herrn Landrats in einem
ganz eigenartigen Lichte erſcheinen. Derſelbe Herr, der beim
Abbruch des Bergarbeiterſtreiks ſich als „Kamerad“ bezeichnete
und den Bergarbeitern durch Handſchlag verſprach, für ihr
Wohl und Wehe ſorgen zu wollen, von dem müßte dann geſagt
werden, daß er Hand in Hand mit dem Kapital gehe. Denn
das von uns ſchon erwähnte Abkommen zwiſchen der Gewerk-
ſchaft und den Unternehmern ſoll tatſächlich beſtehen, ohne daß
der Herr Landrat etwas dagegen getan hätte. Jm Gegenteil.
Nun er gar noch die Erlaubnis zur ausländiſcher Arbeitskräfte gegeben haben. Unſere Genoſſen im
Landtage werden wohl nicht verfehlen, ihre Herren Kollegen

nach der Richtigkeit dieſer Behauptungen zu vefragen unv, aus
ſie zutreffen ſollten, über das Eigenartige ſeiner Arbeiterfür-
orge einige kräftige Worte finden. Wir aber geben den Mans
elder Arbeitern den guten Rat, ſich der freien Arbeiter

bewegung anzuſchließen und den profitlüſternen Kapitaliſten
zu zeigen, daß ſie nicht von ihrer Gnade abhängig ſein wollen.
Arbeiter Mansfeld! Wacht auf und unterſtützt durch Eintritt
in eure Gewerkſchaft die Klaſſengenoſſen, die um die Rechte der
Arbeiter im Kampfe ſtehen, dann werden auch im gelobten
reichstreuen Mansfeld beſſere Zuſtände eintreten.

Rottleberode. Bitter e wird über die hieſigen
Schulverhältniſſe. Viele Eltern glauben, daß ihre Kinder, vor
allem die der kleinen Schule, der Lehrer Duderſtedt vorſteht,
nicht ſo behandelt werden, daß dadurch der erhöht
wird. Ein hieſiger Einwohner, deſſen Kinder ebenfalls ni
zweckentſprechend behandelt ſein ſollen, machte ſeinem Herzen
Luft, indem er ſeinen Austritt aus der Kirche erklärte.
durch wurde die Schulbehörde auf die Verhältniſſe aufmerkſam,
und durch den Konſiſtorialrat aus Stolberg wurde eine Unter-
ſuchung vorgenommen. Jnwieweit ſich die von den Eltern vor
gebrachten Klagen bewahrheitet haben, iſt uns nicht bekannt,
hoffen aber, daß ein Weg zur Verſtändigung gefunden iſt. Denn
es gibt für die Kinder nichts Schädlicheres, wenn zwiſchen
Elternhaus und Schule herrſcht. Die Vorgänge
in Schkeuditz und Löbejün beweiſen das zur Genüge.

Wittenberg. Einen Kunſtabend veranſtaltete am letzten
Sonnabend der Bildungsausſchuß. Die ausführenden Halle-
ſchen Künſtler Elfriede Arendy, Otto Weber und Mr. Fred
Paulſen brachten unter der Direktion des Kapellmeiſters Sonn
abend ein ſehr gutes Programm zu Gehör, mit dem ſie ſicher
auch an größeren Orten mit Erfolg beſtehen können. Der der
hieſigen Arbeiterſchaft bereits bekannte Charakterkomiker
Paulſen reizte das Publikum auch diesmal mit ſeinen ur-
komiſchen Vorträgen zu unbändiger Heiterkeit, was ihm
ſtürmiſchen Beifall eintrug. Elfriede Arendy und Otto Weber
verſtanden es, trotz einer kleinen Jndispoſition der erſteren,
auf dem Gebiete des Kunſtgeſangs die Zuhörer zu feſſeln. Kurz-
um, ein ſchöner Abend, den der Bildungsausſchuß arrangiert
hat, an dem wir nur das eine auszuſetzen haben, daß die hieſige
Arbeiterſchaft mit ihrem Beſuch recht kargte. Der Saal des
Genoſſen Freudenberg war nur mäßig beſetzt. Der Bildungs-
ausſchuß mag ſich jedoch dadurch nicht abhalten laſſen, der Ar-
beiterſchaft auch weiterhin ſolche Kunſtabende zu bieten.

Pieſteritz. Fliegerunfall. Montag vormittag landete
infolge eines Motordefektes ein Militärdoppeldecker in der
Nähe der Sprengſtoffwerke. Der Flieger war auf dem Wege
von Berlin nach München. Nach der Reparatur und Erſatz
eines Pneumatiks flog derſelbe abends 614 Uhr in der Rich-
tung nach Leipzig weiter.

Allerlei.
Wie regiert wird.

Die Gothaiſche Zeitung, das Amtsblatt für das Herzogtum
Koburg-Gotha, veröffentlicht folgenden Tätigkeitsbericht des
Herrn Herzogs:

„Gotha, den 27. Auguſt. Vom Hofe wird unter dem geſtrigen
Datum aus Koburg gemeldet: Se. Königl. Hoheit der Herzog
traf heute mittag, von der Gedächtnisfeier in Kelheim kommend,
im Automobil hier ein. Er beſichtigte das renovierte Hof-
theater, wohnte dem Probeſingen einiger neuengagierter
Soliſten bei und nahm ſodann den Vortrag des Hoftheater-
Jntendanten entgegen. Um 1 Uhr nahm Se. Königl. Hoheit
dei dem Herrn Jntendanten Holthoff v. Faßmann das Früh-
ſtück ein, zu dem die Herren Hausmarſchall v. Wangenheim,
Flügeladjutant Rittmeiſter v. Schack ſowie Profeſſor Bodo
Ebhardt geladen waren. Später wurde die Feſtung beſucht.
Um 7 Uhr findet bei dem Herrn Hoftheater-Jntendanten
Abendtafel ſtatt, an der Se. Königl. Hoheit in Begleitung der
obengenannten Herren teilnehmen wird. Um s Uhr erfolgt die
Rückfahrt nach Reinhardsbrunn.“

Summieren wir:
Von 10 bis 11 Uhr: Gedächtnis geehrt,
von 11 bis 12 Uhr: Geſang angehört,
von 1 bis 4 Uhr: zu Mittag gegeſſen,
von 5 bis 6 Uhr: ſpazieren geweſen,
um 7 Uhr an der Abendtafel geſeſſen,
um s Uhr heim, nach ſolidem Brauch
na, wenn's ſein müßt': das könnt' ich auch!

„Acht Jahre deutſche Elementenſchule“.
Einen ſchlagenden Beweis für die Güte der preußiſchen

Volksſchule, wie ſie in den Gefilden Oſtelbiens noch immer
neben der land wirtſchaftlichen Fron geduldet wird,
bietet der Werbebrief eines oſtpreußiſchen Agrariers, den wir
in der Frankf. Ztg. finden. Der Brave ſchreibt an die Er
wählte ſeines Herzens im Kreiſe Lötzen fölgendes:

„Beſten, liebſten, teuerſten Ahna.
Das werd ich mir erlauben die kleine Brief zu Schreiben

das wirſt mir verzeihen ſolches Dreiſtigkeit werde ich dir
erklären ſolches Anrede wo ich geſchrieben. Erſtens. Beſten
Ahna willſt du mir heiraten auf dieſen Brief, Zweitens.
Beſten Ahna weit beſſeres gibt es kein Beſſeres als Deiniges.
Drittens. Teuerſten Ahna weil der heiraten und der Hochzeit
ville Maſſe Geld koſten. Schönſten Ahna will ich jetzt meinen
Lebenslauf erzehlen. Erſt geboren dann getauft dan ſechs

en

e ſo gelaufew vann s Jahre auf die veurſche Slementen
chule gegangen. Auf Bauer gedient aus Komis gekommen
ei 186 das hab ich gekriegt Fegtz gut Führung die Schitzen-

ſchnur auch bald von gut Schieſſen die Knöppe was nicht ſo
ein gewehnlich Buxenknöppe, ſondern ſchönes Blankes mitdeutſche dler. Dann bin ich auf Heimat gereiſen. Dort hat

Vatter Bauernhof gehabt. Er iſt an einer Krankheit ge-ſtorben. Wan Wlrit du liebſte Ahna mir heiraten werd ich
kaufen ſchöne Kamer auf ein Herd und einrichtung auf zwei
Zimmer wo werd ich aber wiege und Ohrringe kriegen. an
wirſt liebſte Ahna mir heiraten Wwaß du nicht heiraten werde
ich kommen mit preußiſches Bahnhof und die Knochen
kürz und hagel klein hauen. Alſo nim dich auf
Acht und heirate mir. Bis dahin verbleibe ich mit villen
Kiſſen ein ewiges Liblichkeit Deines herzenlebendes Gr.“
Der Mann iſt getauft, acht Jahre auf die „Elementenſchul“

gegangen, hat gedient, ſogar die „Knöppe“ erhalten
Alſo: ein preußiſcher Muſter-Staatsbürger!

Ein ſiebenjähriger Knabe als Mörder.
Eine entſetzliche Bluttat beging in Rheinhauſen bei

Regensburg ein offenbar geiſtesgeſtörter 722 Jahre alter
Knabe. Er ſchlachtete die 222 Jahre alte Tochter des Tage-
löhners Braun, nachdem er das Mädchen vorher durch Schläge
mit einem Holzknüttel betäubt hatte, buchſtäblich ab. Mit
einer Hacke ſpaltete er dem Kinde dann dreimal den Kopf,
hackte Arme und Beine ab und verſteckte die einzelnen Körper
teile. Noch bei der Ausführung der Tat wurde er überraſcht
und geſtand lachend die Tat ein.

Tollkühne Fliegerkunſtſtückchen.
Auf dem Flugplatz von Juviſy bei Paris hat der Aviatiker

Pejoud mit einem Blöérioteindecker ein merkwürdiges Experi-
men gemacht zu dem Zwecke des Beweiſes, daß ein gut gebauter
Apparat nicht umkippen kann. Pejoud erhob ſich bis zur Höhe
von 1000 Metern, worauf er ſenkrecht abſtieg. Während des
Abſtieges ließ er den Apparat um ſich ſelbſt drehen und vollzog
ſo mit dem Rücken des Apparates nach unten einen Gleitflug
aus 400 Meter Höhe. Dann ſetzte er den Stabiliſator in
Tätigkeit und brachte den Apparat in die normale Lage zurück.
Pejoud wird ſeine Verſuche vor einer Armeekommiſſion wieder
holen.

Ein gefährlicher Schütze
Auf der Niedwerder Feldmark bei Neuruppin ereignete

ſich ein „Jagdunfall“ mit tödlichem Ausgange. Der 18jährige
Knabe Rehlitz aus Wuthenow wurde von einem Berliner Arzt,
der dort der Hühnerjagd oblag, aus etwa 10 Meter Entfer-nung in die Bruſt Feſwoſ ten Der Arzt verband ihn
ſofort und ordnete die Ueberführung in das Kreiskrankenhaus
a an, wo der Knabe in der Nacht ſeinen Verletzungen
erlag.

Kleines Allerlei. Opfer milttariſcher Gewalt-
übungen. Bei den Diviſionsübungen in Liſſa und Um
gegend wurden 6 Mann vom 5*—. Pionierbataillon vom Hitz
ſchlag betroffen. Jhr u iſt ernſt. Ein ſau-
berer Stadtpfleger. Jn Heilbronn iſt der Stadt-
pfleger Burger ſeit Sonnabend abend verſchwunden. Es wurde
feſtgeſtellt, daß 200000 Mark ungedeckte Verbind-
lichkeiten vorhanden und zahlreiche von Burger verwaltete
Privatvermögen angegriffen ſind. Unfall auf dem
Rennplatze. Während eines Pferderennens in Curpame
bei Lyon ſtürzte die Tribüne des Sattelplatzes ein. Nachdem
die erſte Panik vorüber war, ſchritt man zu den Rettungs
arbeiten. 10 Perſonen wurden ſchwer verwundet auf-
gefunden.

Humor und Satire.
Der Gefängnisbeſucher: „Weshalb ſind Sie hier, mein miß-

geleiteter Freund?“ Der Sträfling: „Jch bin ein Opfer der
Unglückszahl dreizehn.“ Der w. „Wirklich?
Wie das?“ Der Sträfling: „Zwölf Geſchworene und ein
Richter.“

Jn der Angſt. Zu zwei älteren, unverheirateten Damen
ſehr penibel und ſehr furchtſam kommt ein ganz harmloſer
Bettler. Beide Damen natürlich ſehr entſetzt. Endlich ermannt
ſich die mutigere und öffnet die Tür; die andere ſteckt ſich da
hinter. Geld geben ſie nicht, und ſo bittet der
Mann ſchließlich um ein paar abgelegte Hoſen.

Darauf die Beherzte: „Wir haben keinen Mann im
Hauſe, gehen Sie nur.“

Nun aber bekommen ſie es doch mit der Angſt zu tun: Der
bricht ſicher dieſe Nacht ein, wo er weiß, daß kein Mann im
Haus iſt! Und kurz entſchloſſen öffnet Fräulein Linchen das
Fenſter und ruft dem Bettler zu: „Hören Sie, aber nachts,
da haben wir einenl“

Schlechte Bücher
ſind intellektuelles Gift, ſie verderben den Geiſt; und um
das Gute leſen zu können, gibt es nur eine Bedingung,
daß man das Schlechte nicht leſe, denn das Leben iſt
kurz, Zeit und Kräfte beſchränkt. Schopenhauer.

Sie schaden damit nur Ihrer Wäsche.

Viel bequemer, billiger und besser
waschen Sie mit Persil. Die Wäsche wird
damit blendend weiss, frisch und duktig

wie auf dem Rasen gebleicht.
Ueberall erbältlich, nie lose, nur in Original-Pekelen.

ersilI IIEWaschmiftel
Der grosso Frfolq!
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nauerſtr. 162, im Wolterſchen Laden
verbreiteten Beleidigungen nehme 2285
ich hiermit zurück. 3115Frau Klara Gäbler, Liebenauerst. 163.

W L. mZigarren-König
Mersehurgerstrasse 14

empfiehlt Oualitätszigarren in allen Proislagon. Raueh

MittwochSehlaehtefest.
C. Wilke, 42Triftſtraße 2.
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gWee rep., neu gefüttert.

a us, Georgstr., 2, I. *1549

Jung Volk.
Ein Almanach für die arbeitende Jugend.

Preis 50 Pfg. Porto 10 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung. z
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